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Einleitung

1. Einleitung

Ende Juni 2007 scheiterten - zum
dritten Mal - die Verhandlungen
in der Doha Runde der WTO vor-

läufig. Im Oktober wurden sie wieder be-
lebt und schleppen sich seitdem mit kaum
messbaren Fortschritten und wenig Aussicht
auf einen baldigen Abschluss dahin.

Im Juni 2007 war es den G4 - USA, EU,
Brasilien und Indien - in Potsdam nicht ge-
lungen, sich auf einen Rahmen zu verstän-
digen, der die sogenannte Doha-Entwick-
lungsrunde zu einem „erfolgreichen“ Ab-
schluss geführt hätte. Im September in Genf
unternahmen alle 151 WTO-Mitglieder ei-
nen weiteren vorerst letzten Versuch, der
ebenfalls vergeblich blieb. Das Scheitern
ist inzwischen zur Gewohnheit geworden. Mit
schöner Regelmäßigkeit enden Treffen, die
zuvor als möglicher Durchbruch oder letz-
te Chance bezeichnet wurden, im Nichts.
Wenige Wochen oder Monate später erfolgt
ein nächster letzter Anlauf. Das ist diesmal
anders. Von einem bald bevor stehenden
Durchbruch spricht Ende 2007 niemand
mehr, und obwohl die Verhandlungen wei-
tergehen sollen, wird vor den Präsident-
schaftswahlen in den USA im Jahr 2008 der
Stillstand vermutlich nicht überwunden wer-
den können. Dies ist ein guter Zeitpunkt,
Bilanz zu ziehen.

Begonnen hatte alles 2001 in Doha, der
Hauptstadt des arabischen Emirats Katar.
Dort hatten sich die WTO-Mitglieder - un-
ter massivem Druck der Industrieländer -
auf eine neue Verhandlungsrunde geeinigt.
In der politischen Rhetorik wurde das Man-
dat von Doha als Entwicklungsrunde dar-
gestellt. Tatsächlich ist in der Präambel der
Doha-Erklärung zu lesen, dass die Inter-
essen und Bedürfnisse der Entwicklungslän-
der im Zentrum der Verhandlungen stehen
sollen. Im eigentlichen Arbeitsprogramm

findet sich davon allerdings so gut wie
nichts. Damit ist die grobe Richtung bereits
beschrieben: Entwicklungsanliegen kom-
men in der sogenannten Entwicklungsrun-
de gar nicht oder bestenfalls nachrangig
vor. Im Vordergrund stehen Bestrebungen
zur Marktöffnung. Damit setzen die WTO-
Mitglieder den handelspolitischen Li-
beralisierungskurs fort, der 1995 mit der
Gründung der WTO eine neue Dynamik
erhalten hatte.

Aus entwicklungspolitischer Sicht ist der
einseitige Fokus auf Liberalisierung zu kri-
tisieren. Was aber heißt das im WTO-Kon-
text konkret? Welche Positionen vertreten
Entwicklungsländer, was wollen Industrie-
länder? Wie stellt sich der Verhandlungs-
stand in den einzelnen Bereichen dar? Um
diesen - und anderen - Fragen nachzuge-
hen, soll einführend auf die Entstehungs-
geschichte der Welthandelsorganisation
und ihre grundlegenden Prinzipen einge-
gangen werden. Daran anschließend wird
der Verhandlungsverlauf der Doha-Runde
skizziert. In einem weiteren Abschnitt wer-
den dann der Stand der Verhandlungen
zu den verschiedenen Themen von Land-
wirtschaft über Dienstleistungen und Rech-
te an geistigem Eigentum auf ihre ent-
wicklungspolitischen Probleme hin kritisch
beleuchtet. Das darauf folgende Kapitel
widmet sich schwerpunktmäßig Fragen,
die in Verhandlungen praktisch keine Rol-
le spielen, aber in der politischen Debatte
dennoch - oder gerade eben deshalb -
einen hohen Stellenwert haben. Das
Schlusskapitel schließlich versucht eine
Standortbestimmung und geht der Frage
nach, wie der Stillstand in den WTO-Ver-
handlungen aus Sicht einer kritischen Han-
delspolitik zu bewerten ist, die sich an
Umweltschutz, Armutsbekämpfung und
Gerechtigkeit orientiert.
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2. Vom GATT zur WTO

A m 1. Januar 1995 nahm die
Welthandelsorganisation (WTO)
in Genf ihre Arbeit auf. Sie ist im

Vergleich zu anderen internationalen Or-
ganisationen wie den Vereinten Nationen,
dem IWF und der Weltbank, die seit Ende
des Zweiten Weltkriegs bestehen, noch
recht jung. Eines ihrer zentralen Abkom-
men, das Allgemeine Zoll- und Handels-
abkommen GATT, besteht allerdings be-
reits seit 1947.

Bei Gründung des GATT waren Zölle
praktisch das einzige Instrument zur Re-
gulierung des internationalen Handels.
Folglich setzten sich die Vertragsstaaten
des GATT (überwiegend Industrieländer)
bis in die siebziger Jahre hinein fast aus-
schließlich mit dem Abbau der damals
bestehenden hohen Zollschranken aus-
einander. In mehreren Verhandlungsrun-
den wurden in den Industriestaaten die
Zölle für Industrieprodukte von durch-
schnittlich etwa 35% im Jahr 1948 auf heu-
te unter 5% gesenkt. Damit stellen in den
Industriestaaten Zölle für die meisten
nichtagrarischen Güter keine bedeuten-
den Handelshemmnisse mehr dar. Der
Abbau der Zölle ist folglich, neben den
niedrigeren Transport- und Telekommuni-
kationskosten, einer der Hauptgründe für
den rasanten Anstieg des Welthandels seit
dem Zweiten Weltkrieg. Viele Entwick-
lungsländer setzen dagegen bis heute
Zölle ein, um ihre Industrien vor der über-
mächtigen Konkurrenz aus den Industrie-
staaten und neuen Exportmächten wie
China zu schützen.

Die technischen Möglichkeiten für den
Austausch von Informationen und die
grenzüberschreitenden Bewegungen von
Personen und Waren haben auch zu einem
internationalen Austausch von Dienst-

2. Vom GATT zur WTO

leistungen und Wissen geführt, der bei
Abschluss des GATT-Vertrags nicht abseh-
bar war. Die Industrieländer haben in den
entsprechenden Wirtschaftszweigen einen
Wettbewerbsvorsprung gegenüber den
meisten Entwicklungsländern, die auf den
Export von Agrargütern und Rohstoffen -
sowie, bei einigen Entwicklungsländern,
zunehmend auch Industriewaren - spezia-
lisiert sind. Große Dienstleistungsunterneh-
men, etwa im Banken-, Versicherungs- und
Tourismussektor, kommen dagegen fast
ausschließlich aus Industrieländern. Noch
stärker ist das Ungleichgewicht bei wis-
sensintensiven Wirtschaftsbereichen: über
95% aller Patentanmeldungen weltweit
kommen aus Industrieländern.

Um diese Vorteile besser im internatio-
nalen Handel nutzen zu können, drängten
die Industrieländer in den Verhandlungen
der 1986 begonnenen so genannten Uru-
guay-Runde des GATT darauf, auch
Dienstleistungen und den Schutz geistiger
Eigentumsrechte in das GATT-Vertragswerk
zu integrieren. Die Mehrzahl der Entwick-
lungsländer wollte dem nicht zustimmen.
Sie befürchteten, dass ihre heimischen
Unternehmen der etablierten Konkurrenz
aus den Industriestaaten nicht würden
standhalten können. Als Kompromiss wur-
de parallel zu den GATT-Verhandlungen
über gesonderte Abkommen zum Dienst-
leistungshandel (General Agreement on
Trade in Services, GATS) und zu handels-
bezogenen Aspekten von Rechten an gei-
stigem Eigentum (Trade-related Aspects of
Intellectual Property Rights, TRIPS) verhan-
delt. Durchsetzen konnten sich die Indus-
triestaaten mit ihrer Forderung, die Ergeb-
nisse der Runde als Single Undertaking zu
behandeln: Die Abkommen konnten und
können nur als Paket unterzeichnet werden.
1994, acht Jahre nach Beginn der Ver-
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handlungen im uruguayischen Badeort
Punta del Este war es schließlich soweit:
Die Uruguay-Runde war beendet. Zur
Überwachung, Durchsetzung und Weiter-
entwicklung der neuen Abkommen GATS
und TRIPS und des weiter bestehenden
GATT wurde mit Abschluss der Uruguay-
Runde die Welthandelsorganisation WTO
gegründet.

Auch die Regelungen für den vom GATT
erfassten Güterhandel wurden als Ergeb-
nis der Uruguay-Runde deutlich ausgewei-
tet. Insbesondere wurden die zuvor auf
Druck der Industrieländer von den Frei-
handelsregeln ausgeklammerten Sekto-
ren Landwirtschaft sowie Textil und Beklei-
dung durch separate Zusatzabkommen
zum GATT erstmals multilateralen Rege-

lungen unterworfen. Die Entwicklungslän-
der, die hier eher wettbewerbsfähig sind,
waren zu deutlichen Zugeständnissen be-
reit, um dies durchzusetzen. Die Zustim-
mung zum GATS und zum TRIPS lässt sich
zum großen Teil als „Preis“ interpretieren,
den Entwicklungsländer für die erhofften

STRUKTUR DER WTO

                                                 WTO

GATS       GATT       TRIPS      DSU

(Einschließlich 12 Zusatzabkommen zum GATT, etwa Landwirtschaft, TBT, etc.)

Zu jedem der WTO-Abkommen besteht ein eigener Rat beziehungsweise Ausschuss,
in dem alle Mitgliedsstaaten vertreten sind und die Fragen der Umsetzung des
jeweiligen Abkommen diskutiert werden. Höchstes Gremium zwischen den alle zwei
Jahre stattfindenden Ministerkonferenzen ist der „Allgemeine Rat“ (General Council),
in dem ebenfalls alle WTO-Mitglieder vertreten sind. Formal ist die WTO sehr demo-
kratisch strukturiert, da alle Beschlüsse im Konsens getroffen werden, und bei (in
der Praxis kaum vorkommenden) Abstimmungen eine Drei-Viertel-Mehrheit notwen-
dig ist. Faktisch können die Industrie- und zunehmend auch die großen Entwicklungs-
länder die Diskussionen aber durch ihre überlegene politische und wirtschaftliche
Macht dominieren. Zudem gilt in der WTO ein „Konsens“ als dann erzielt, wenn
keines der anwesenden Mitglieder widerspricht. Da die Delegationen vieler Ent-
wicklungsländer zu klein sind, um an jeder der zahlreichen Ausschusssitzungen teil-
zunehmen, sind sie - auch wenn in solchen Ausschüssen kaum weitreichende Be-
schlüsse gefasst werden - nicht immer Teil eines solchen „Konsenses“.

besseren Exportchancen für Lebensmittel
und Bekleidung zahlten.

Neben dem Abbau von Zöllen rück-
ten mit der Uruguay-Runde die Auswir-
kungen anderer wirtschaftspolitischer
Maßnahmen auf den internationalen
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Handel stärker in den Vordergrund. Sub-
ventionen, beispielsweise für Forschung
und Entwicklung oder direkt für den Ex-
port bestimmter Waren, verbessern die
Wettbewerbsfähigkeit der begünstigten
Unternehmen. Gesetzlich vorgeschriebe-
ne oder industrieweit eingeführte Stan-
dards für die Eigenschaften von Produk-
ten behindern den Marktzugang für Pro-
duzenten, die diese Standards nicht erfül-
len können - und dies möglicherweise
schon deshalb, weil sie gar nicht über sie

informiert sind. Die Abkommen über tech-
nische Handelshemmnisse sowie sanitä-
re und phytosanitäre Maßnahmen stel-
len Regeln für die Transparenz bei der Ent-
wicklung von Standards auf und versu-
chen Kriterien dafür zu entwickeln, wann
ein Standard tatsächlich Verbraucher-
und Umweltschutzinteressen entspricht,
und wann er als unnötig handelsbeschrän-
kend bewertet werden soll, da er vor al-
lem zum Schutz der inländischen Wirt-
schaft dient.

Die grundlegenden Prinzipien und Instrumente des GATT

Die beiden zentralen Prinzipien des GATT sind Meistbegünstigung und Inländerbe-
handlung. Meistbegünstigung bedeutet, dass ein GATT-Vertragsstaat seine Handels-
präferenzen, die er einem GATT-Mitglied gewährt, auch allen anderen GATT-Mit-
gliedern gewähren muss. Zum Beispiel darf die EU keine unterschiedlichen Zölle
auf Autos aus den USA und aus Japan erheben. Inländerbehandlung bedeutet,
dass importierte Produkte bezüglich interner Steuern und anderer Bestimmungen
genau so behandelt werden müssen wie „ähnliche“ Produkte aus einheimischer
Herstellung. So darf etwa Deutschland keine höhere KFZ-Steuer auf japanische Au-
tos erheben als auf deutsche.

Das Ziel der Liberalisierung soll durch zwei Instrumente erreicht werden: zum einen
sind in der Regel nur Zölle als Instrumente der Handelspolitik zulässig - andere Instru-
mente, vor allem mengenmäßige Beschränkungen, sind verboten. Die GATT-Vertrags-
staaten verpflichten sich, ihre Zölle nicht über ein bestimmtes Niveau anzuheben, das
heißt, den Zoll zu binden. Dabei wird kein für alle Länder oder Produkte gültiger Zoll
festgelegt, vielmehr hinterlegt jedes Land eine individuelle Liste, in der die gebunde-
nen Zölle für jedes Produkt festgehalten sind. Bei den gebundenen Zöllen handelt es
sich um Obergrenzen, viele Länder wenden in der Praxis niedrigere Zölle an. In re-
gelmäßigen Verhandlungsrunden des GATT wurde die Senkung der gebundenen Zölle
vereinbart, wobei ein Land die Verringerung seiner Zölle in der Regel davon abhän-
gig machte, dass die anderen ihre Zölle ebenfalls reduzierten.

Das zweite Instrument besteht im Abbau nationaler Vorschriften, die eine handelsver-
zerrende Wirkung entfalten können. Darunter fallen Subventionen, aber auch Vor-
schriften und Standards, die auf gesundheits- oder umweltpolitische Wirkungen ab-
zielen oder schlicht die Sicherheit technischer Geräte betreffen. Letztgenannte Maß-
nahmen können bei ausländischen Anbietern leicht in Verdacht geraten, als Instru-
mente zur Abschottung der heimischen Märkte und damit zum Schutz der inländi-
schen Anbieter missbraucht zu werden.

Diese Prinzipien des GATT bestehen in der WTO für den Güterhandel unverändert
fort - sie wurden auch, in zum Teil abgewandelter Form, im GATS und im TRIPS-
Abkommen verankert.
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Durch den Abschluss des Übereinkom-
mens zur Streitschlichtung (Dispute
Settlement Understanding, DSU) wurde
als Ergebnis der Uruguay-Runde überdies
ein Mechanismus geschaffen, der sicher-
stellen soll, dass die Abkommen von al-
len WTO-Mitgliedern eingehalten wer-

den. Darin ist auch die Möglichkeit vor-
gesehen, dass Länder, die Abkommen
verletzen, von den dadurch geschädigten
Mitgliedern mit Handelssanktionen be-
legt werden. Damit hat die WTO ein ef-
fektiveres Durchsetzungsinstrument als fast
alle anderen internationalen Abkommen.

Im Anschluss an die Uruguay-Runde
versuchten die Industrieländer - angeführt
von der EU - die Agenda der WTO durch
Abkommen über Investitionen, Wettbe-
werbsrecht, öffentliches Beschaffungs-
wesen und technische Handelserleichte-
rungen zu erweitern. Da sie die Themen
bereits auf der ersten WTO-Ministerkon-
ferenz 1996 in Singapur einbrachten, wer-
den sie auch als „Singapur-Themen“ be-
zeichnet.

Die Mehrzahl der Entwicklungsländer
stand dem von Beginn an ablehnend ge-
genüber und forderte stattdessen, die be-
stehenden Abkommen zu überprüfen und
an ihre Entwicklungsbedürfnisse anzu-
passen, so dass es in Singapur nicht zu
entsprechenden Beschlüssen kam.

Der erneute Versuch der Industrielän-
der, auf der 3. WTO-Ministerkonferenz
1999 in Seattle die Aufnahme von Ver-

Mitgliedschaft der WTO

Die WTO ist nicht Teil des UN-Systems, sie existiert praktisch unabhängig davon.
Trotz der Kritik vieler Entwicklungsländer an den Ergebnissen der Uruguay-Runde
hat die WTO seit ihrer Gründung viele Mitglieder gewonnen. Der bedeutendste
Zuwachs war fraglos China im Jahr 2001 (das ermöglichte auch den Beitritt Tai-
wans, der zuvor aus politischen Gründen blockiert war). Heute sind 151 Staaten
Mitglied, von denen etwa zwei Drittel Entwicklungsländer sind. Die Beitrittsverhand-
lungen mit Russland als letzter wirtschaftlicher Großmacht außerhalb der WTO sind
bereits weit fortgeschritten. Die Mitgliedschaft in der WTO wird von vielen Entwick-
lungsländern als Voraussetzung gesehen, von globalen Investitions- und Handelsströ-
men zu profitieren, da sie Handelsunternehmen und Investoren eine gewisse Sicher-
heit vor plötzlichen Politikwechseln und dem Aufbau neuer Handelsschranken bie-
tet. Der letzte Punkt ist vor allem für erfolgreiche Exporteure wie China und Vietnam
wichtig.

handlungen über die Singapur-Themen
zu erzwingen, trug maßgeblich zum Schei-
tern der Konferenz bei - ebenso wie die
erstmals stattfindenden massenhaften
Proteste gegen die WTO. Ein breites Spek-
trum von Gruppen vor allem aus dem
ökologischen und gewerkschaftlichen
Spektrum in den USA prangerte die ne-
gativen Auswirkungen des Freihandels
auf Umwelt- und Sozialstandards an. Die
Ankündigung des damaligen US-Präsi-
denten Clinton, einen Sanktionsmecha-
nismus zur Durchsetzung von Arbeitsrech-
ten in die WTO einführen zu wollen, führ-
te zu heftiger Ablehnung seitens der Ent-
wicklungsländer - ließ sich aber ange-
sichts tausender Demonstranten, denen
dies noch als zu kleiner Schritt erschien,
auch schwer wieder zurücknehmen. Die
Kombination aus zahllosen ungelösten
Konflikten, einem Vorbereitungsprozess,
an dem die Mehrzahl der Entwicklungs-
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länder kaum ernsthaft beteiligt und ent-
sprechend unzufrieden war, einer schlecht
vorbereiteten und undiplomatischen
Konferenzleitung durch den US-Vorsitz
und chaotischen Zuständen auf den Stra-
ßen, die durch überharte Polizeiaktionen
verschärft wurden, führte dann zum form-
losen Abbruch der Verhandlungen. Die
Verwirrung war so groß, dass die Konfe-
renz nicht einmal offiziell für beendet er-

klärt wurde, sondern einfach alle nach
Hause gingen.

So scheiterte der Versuch, weitere Li-
beralisierungsverhandlungen im Rahmen
einer neuen  „Millenniumsrunde“ in Gang
zu bringen, kläglich. Zwei Jahre später
erfolgte ein erneuter Anlauf, diesmal am
persischen Golf, fernab von protestieren-
den Freihandelskritikern.
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3. Die Doha-Runde

Vom 9.-13. November 2001 fand in
Doha, der Hauptstadt des arabischen
Kleinstaats Katar, die 4. Ministerkonferenz
der WTO statt. Katar war nach dem Schei-
tern von Seattle das einzige Land, das sich
bereit erklärt hatte, für die nächste Kon-
ferenz einzuladen. Die geringe Attraktivi-
tät für potenzielle Gastgeberländer hing
sicherlich sowohl mit den Protesten in Se-
attle zusammen als auch mit dem Schei-
tern der offiziellen Verhandlungen dort.
Gastgeber einer vom Scheitern bedroh-
ten Veranstaltung zu sein, ist für viele Re-
gierungen nicht sonderlich attraktiv. Ob-
wohl hinter den Kulissen Bedenken gegen
einen Tagungsort auf der arabischen
Halbinsel so kurz nach den Anschlägen
vom 11. September geäußert wurden,
konnte keine Alternative gefunden werden
- und die Konferenz begann unter streng-
sten Sicherheitsvorkehrungen.

Die Industrieländer starteten einen neu-
en Versuch, die Kompetenzen der WTO
auf die Singapur-Themen auszuweiten.
Zudem drängte vor allem die EU darauf,
umweltpolitische Themen und (eher halb-
herzig) Sozialstandards in der WTO zu ver-
ankern. Dem standen die Forderungen
der selbstbewusster gewordenen Entwick-
lungsländer nach einer Anpassung der
Abkommen an ihre Bedürfnisse und Pro-
bleme gegenüber. Weit oben auf ihrer
Agenda stand dabei die Forderung, das
TRIPS-Abkommen so zu ändern, dass es
die Versorgung armer Menschen mit preis-
werten Medikamenten nicht länger behin-
dern würde. (vgl. 4.4.)

Während viele zentrale Meinungsver-
schiedenheiten unter den WTO-Mitglie-
dern vor der Konferenz in Doha genauso

3.1 Der Start der Runde in Doha bestanden wie vor Seattle, waren die Rah-
menbedingungen auf der arabischen
Halbinsel grundlegend andere. Massen-
hafte Proteste der Zivilgesellschaft waren
in Doha nicht zu erwarten. Die Sorge vor
Terroranschlägen im Gefolge des 11.
September 2001 tat ein Übriges: viele
NRO-Vertreter, aber auch Repräsentanten
der Wirtschaft, nahmen trotz Akkreditier-
ung nicht an der Konferenz teil. Von da-
her blieb die Zahl der NRO-Vertreter aus
dem Spektrum der nicht wirtschaftliche In-
teressen vertretenden Gruppen in Doha
mit rund einhundert eher übersichtlich.

Den Entwicklungsländern war zugesagt
worden, dass der Verhandlungsprozess in
Doha transparenter sein würde als in Se-
attle und den früheren GATT-Verhandlun-
gen. Eine Fortsetzung der sogenannten
Green Rooms, in der wenige einflußrei-
che Mitglieder - klassischerweise Industrie-
staaten - hinter verschlossenen Türen Ver-
handlungsergebnisse unter sich ausma-
chen, denen die anderen Mitglieder dann
nur noch zustimmen können, sollte es nicht
mehr geben.

Gleichwohl war es im Vorfeld von Doha
nicht gelungen, ein alternatives Procedere
zu vereinbaren. Während der Konferenz
wurden dann ad-hoc-Arbeitsgruppen ge-
gründet, die prinzipiell allen WTO-Mitglie-
der offen standen, und in denen die um-
strittenen Themen diskutiert werden soll-
ten. In regelmäßigen Abständen wurde im
alle Mitglieder umfassenden „Comittee of
the Whole“ über Stand und Verlauf der ein-
zelnen Verhandlungen berichtet.

Obwohl die meisten Länder zu der Ein-
schätzung kamen, dass dieses Vorgehen
im Vergleich zu Seattle offener und trans-
parenter war, kann von einem demokra-
tischen, alle WTO-Mitglieder gleicherma-
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ßen beteiligenden Verhandlungsprozess
nicht die Rede sein. Dies liegt schon dar-
an, dass kleine, arme Länder mit einer
Delegation anreisen, die bestenfalls aus
einer handvoll Mitgliedern besteht, wäh-
rend große Industrieländer (aber auch
Entwicklungsländer wie Indien) mit über
fünfzig Experten vertreten sind. Entspre-
chend berichteten afrikanische Delegier-
te, dass sie oftmals Schwierigkeiten hät-
ten, von einem Termin zu erfahren; kleine-
re, nicht englischsprachige Delegationen
beklagten das Fehlen einer Simultanüber-
setzung. Und gegen Ende der Konferenz
wurden kritische Verhandlungen dann
doch nach alter Manier wieder in die
Green Rooms verlagert.

Zu den wichtigsten Konfliktpunkten
zeichnete sich bereits relativ früh ab, dass
trotz heftigen Widerstands der USA und der
Schweiz eine Erklärung zu TRIPS und Ge-
sundheit zustande kommen würde. Zu
Sozialstandards war ebenfalls schnell klar,
dass nur der Beschluss der Singapur-Kon-
ferenz bestätigt würde: Die WTO-Mitglie-
der finden Sozialstandards irgendwie gut,
wollen aber nichts weiter damit zu tun ha-
ben. Der nach wie vor ungebrochene Wi-
derstand der Entwicklungsländer und die
nach dem Regierungswechsel von Clinton
zu Bush stark verringerte Unterstützung der
USA ließen die in dieser Frage auch nicht
übermäßig kämpferisch auftretende  EU
auf verlorenem Posten stehen.

Dagegen erwiesen sich die Singapur-
Themen wie schon in Seattle als beson-
ders umstritten. Indien wollte gar nicht
darüber verhandeln, die EU keinem
Kompromiss zustimmen, bei dem das
Paket aufgeschnürt würde, so dass etwa
Verhandlungen nur zu zwei Themen be-
schlossen und die Entscheidung über In-
vestitionen und Wettbewerbsrecht auf die
nächste Ministerkonferenz verschoben
worden wäre. Der schließlich gefundene
salomonische Kompromiss bestand dar-
in, den Beginn von Verhandlungen über
die Singapur-Themen zwar zu beschlie-
ßen, aber erst für die Zeit nach der nächs-
ten Ministerkonferenz - und nur unter der

Voraussetzung, dass bei dieser nächsten
Ministerkonferenz ein „expliziter Konsens“
über den Verhandlungsbeginn vorläge.
Nachdem der Konferenzvorsitzende zu
Protokoll gegeben hatte, dass beim Feh-
len eines Konsenses auf der nächsten Kon-
ferenz tatsächlich keine Verhandlungen
begonnen werden könnten, stimmten
auch die bis zuletzt skeptischen Indien,
Kenia und Nigeria zu.

Ebenfalls lange - aber weniger drama-
tisch - umstritten waren umweltpolitischen
Themen. Die EU musste sich letztlich mit
einem auch für Indien und die USA akzep-
tablen Minimalmandat zufrieden geben,
mit dem umweltpolitische Verbesserungen
der WTO-Regeln praktisch von vornherein
ausgeschlossen wurden. (vgl. 5.1)

Ansonsten wurden in der Ministerer-
klärung die bereits begonnen Verhandlun-
gen zu Landwirtschaft und Dienstleistungen
mit leicht präzisierten Mandaten versehen.
In den Agrarverhandlungen wollte die EU
sich nicht auf die Abschaffung aller Export-
subventionen festlegen lassen. Stattdessen
ist im Abschlussdokument wunderbar di-
plomatisch die Rede von einer „deutlichen
Reduktion mit Blick auf das Auslaufen“ der
Exportsubventionen, allerdings mit dem
Zusatz, dass diese Formulierung das Ver-
handlungsergebnis keineswegs vorweg-
nehme.

Eine wichtige Dynamik kam dadurch in
Gang, dass sich mit den „Freunden der
Development Box“ erstmals Entwicklungs-
länder zusammenschlossen, deren primä-
res Interesse in den Agrarverhandlungen
im Schutz ihrer kleinbäuerlich geprägten
Landwirtschaft liegt. Damit war der Grund-
stein für die Bildung eines weiteren gewich-
tigen Akteurs gelegt, der neben den Haupt-
kontrahenten der Uruguay-Runde USA und
EU Einfluss auf die Verhandlungen nehmen
sollte.

Zudem wurden Verhandlungen über
den verbesserten Marktzugang für nicht-
landwirtschaftliche Güter (Non-Agricultur-
al Market Access), die Klärung der WTO-
Regeln zu Subventionen und Anti-Dum-
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ping sowie eine Verbesserung der Vorzugs-
behandlung für Entwicklungsländer be-
schlossen. Die Verhandlungen zu all die-
sen Themen sollten 2005 beendet sein.
Wie schon in der Uruguay Runde sollten
die Ergebnisse als „single undertaking“,
also nur im Paket verabschiedet werden.

Mit Blick auf die Beteiligung der Zivil-
gesellschaft war Cancún mit Doha nicht
zu vergleichen. Demonstrationen in der
Stadt und über 1300 akkreditierte nicht-
staatliche Organisationen (einschließlich
Wirtschaftsverbänden) erweckten zumin-
dest äußerlich den Eindruck einer breiten
Beteiligung. Allerdings steht dieser über
die Medien vermittelte Blick auf mehr
oder weniger macht- und phantasievolle
NRO-Aktivitäten in krassem Missverhältnis
zu den tatsächlichen Beteiligungsmög-
lichkeiten. Zur Caféteria und Lobby des
Konferenzzentrums (natürlich nicht zur di-
rekten Beobachtung von Verhandlungen)
hatte nur je ein Vertreter jeder NGO Zu-
gang. Auf die Frage, warum dies auch bei
großen UN-Konferenzen anders gehand-
habt werden kann, wusste die WTO keine
rechte Antwort.

Um den in Doha vereinbarten engen
Zeitrahmen einhalten zu können, sollten
die wichtigsten Entscheidungen, die so-
genannten Modalitäten für die Verhand-
lungen, schon bis zum Sommer 2003 ver-
einbart und dann auf der für Herbst ange-
setzten 5. Ministerkonferenz abgesegnet
werden. In den Modalitäten wird unter
anderem festgelegt, in welchem Umfang
Zölle und Subventionen abgebaut wer-
den müssen. Ist dies geschehen, geht es
in den weiteren Verhandlungen lediglich
noch darum, wie dieser Rahmen auf ein-
zelne Produkte angewandt wird. Der ver-
bleibende Spielraum kann dann, abhän-
gig von den jeweiligen Modalitäten, sehr
gering sein.

Da es im Vorfeld der Ministerkonferenz
von Cancún zu praktisch keinem Thema

3.2 Die 5. Ministerkonferenz in
Cancún

eine echte Annäherung der Positionen
gab, gestaltete sich die Einigung auf Mo-
dalitäten schwierig. Die von den Vorsit-
zenden der Verhandlungsausschüsse zu
Landwirtschaft und NAMA vorgelegten
Entwürfe für Modalitäten spiegelten kei-
nen Konsens wider, sondern nur deren „in
persönlicher Verantwortung“ entwickelten
Vorschläge - und wurden entsprechend
von allen Seiten abgelehnt. Da zu den Sin-
gapur-Themen ja noch keine Verhandlun-
gen im eigentlichen Sinn begonnen hat-
ten, ging es nur darum, unter welchen Be-
dingungen diese Verhandlungen aufge-
nommen werden sollten, wobei die über-
wiegende Mehrheit der Entwicklungslän-
der unverändert gegen jegliche Verhand-
lungen war.

Nach der Ablehnung des Modalitäten-
entwurfs für die Agrarverhandlungen leg-
ten EU und USA am 13. August 2003, also
etwa einen Monat vor der Ministerkonfe-
renz von Cancún, einen gemeinsamen Vor-
schlag für die Neuregelung des Agrarhan-
dels vor. Dieser sah im Subventionsbereich
weitgehende Besitzstandswahrung im In-
teresse der Industrieländer vor, forderte
von den Entwicklungsländern weitreichen-
den Marktzugang durch Zollsenkungen
und bot ihnen zum Schutz ihrer Landwirt-
schaft nur die Einrichtung eines speziellen
Mechanismus' für eine begrenzte Zahl von
Produkten, die für die Ernährungssicherung
von besonderer Bedeutung sind. Mit einem
ähnlichen koordinierten Vorstoß hatten EU
und USA die festgefahrenen Agrarver-
handlungen in der Uruguay-Runde been-
det und das Agrarabkommen der WTO
praktisch unter sich ausgemacht. Die Ent-
wicklung verlief diesmal jedoch völlig an-
ders.

Als Reaktion auf den EU/USA-Vorschlag
formierte sich unter der Führung von Bra-
silien und Indien mit Argentinien, China,
Südafrika, Ägypten, Ecuador und anderen
eine Gruppe von zunächst 20 Entwick-
lungsländern, die in Cancún weiteren Zu-
lauf erhielt. Da die genaue Zahl der Mit-
glieder nie verlässlich bekannt war, firmier-
te sie zunächst als G20plus. Die neue Qua-
lität der (nun nach ihrem Gründungsda-
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tum, dem 20. August, benannten) G20
besteht darin, dass sich in dieser Gruppe
Entwicklungsländer mit unterschiedlichen
Interessen zusammenschlossen: Brasilien,
das als großer Agrarexporteur auf eine
Liberalisierung des Weltmarktes drängt,
damit es seine landwirtschaftlichen Gü-
ter leichter exportieren kann, und auf der
anderen Seite ein Land wie Indien mit
weniger expansiven Exportinteressen, das
seine Kleinbauern vor billigen Importen
schützen möchte, bis hin zu Ägypten als
Nettonahrungsmittelimportland. Der Ein-
fluss der G20 ergibt sich damit zum ei-
nen daraus, dass es der Gruppe gelingt,
interne Interessengegensätze in einer ge-
meinsamen Position erfolgreich zu über-
brücken; zum anderen aber auch aus der
Tatsache, dass sie die politisch und wirt-
schaftlich wichtigsten Entwicklungsländer
zusammenbringt. Der Gegenvorschlag
der G20 zur gemeinsamen Position von
EU und USA griff im Kern deren Position
zum Zoll- und Subventionsabbau für die
Industriestaaten auf und verschärfte sie -
insbesondere im Bereich Subventionen -
etwas. Dagegen sollten Entwicklungslän-
der durch eine flexiblere Zollreduktions-
formel zu deutlich geringeren Liberalisier-
ungsschritten verpflichtet werden.

USA und EU reagierten zunächst feind-
selig auf die neue Allianz, die ihre bis dato
unangefochtene Vormachtstellung in Fra-
ge stellte. Hohe Beamte der EU bezeich-
neten die G20 als reine Blockadeallianz,
die aufgrund ihrer internen Widersprüche
gar nicht konstruktiv an den Verhandlun-
gen teilnehmen könne. Diese Haltung
sollte sich erst nach Cancún verändern,
dann allerdings gründlich.

Die Ministerkonferenz von Cancún be-
gann also ohne substantielle Annäherung
in irgendeinem der Verhandlungsthemen,
die größten Konflikte bestanden bei den
Singapur-Themen und den Agrarverhand-
lungen. Die Verhandlungen selbst waren
zunächst ähnlich angelegt wie in Doha:
Der mexikanische Handelsminister Der-
bez setzte als Konferenzvorsitzender Ar-
beitsgruppen zu einzelnen Themen ein,
die von sogenannten Friends of the Chair

geleitet wurden. Darauf folgten eine gan-
ze Reihe bilateraler Gespräche, die den
gesamten Donnerstag und Freitag ein-
nahmen. So wurde erst am dritten und
vorletzten Konferenztag ein überarbeite-
ter Entwurf für die Ministererklärung vor-
gelegt, der ein recht eigentümliches Do-
kument der spezifischen Demokratieauf-
fassung in der WTO darstellte: Während
sich über 90 WTO-Mitglieder (allesamt
Entwicklungsländer) in den Tagen zuvor
in Pressemitteilungen und anderen öffent-
lichen Stellungnahmen klar gegen die
Aufnahme von Verhandlungen im Bereich
der Singapur-Themen ausgesprochen hat-
ten, schlug Derbez die sofortige Aufnah-
me von Verhandlungen in zwei, eine leicht
verspätete in einem dritten und schluss-
endlich eine weitere Prüfung für das vierte
Singapur-Thema vor. In diese Kompro-
misslinie war ganz offenkundig das Macht-
gefälle innerhalb der WTO bereits ein-
gewebt. Derbez und das WTO-Sekretariat
erwarteten, dass die Front der Entwick-
lungsländer unter dem Druck der politisch
und wirtschaftlich mächtigeren Industrie-
länder auch in Cancún bröckeln und
schließlich in sich zusammenfallen würde.

Davon ging offensichtlich auch die
deutsche Bundesregierung aus, die in ei-
nem Gespräch mit NRO die ablehnende
Haltung der Entwicklungsländer als tak-
tisch motiviert bezeichnete. Eine bemer-
kenswerte politische Fehleinschätzung: gut
drei Stunden später verbreitete sich die
Nachricht, dass die Konferenz am Konflikt
um die Singapur-Themen gescheitert sei.
Gerade die afrikanischen Staaten hatten
sich kategorisch dagegen ausgesprochen.
Der Versuch von EU-Handelskommissar
Pascal Lamy, in letzter Sekunde noch ei-
nen Kompromiss zu erzielen, indem er an-
bot, auf zwei der Singapur-Themen (Inve-
stitionen und Wettbewerbsrecht) zu verzich-
ten, und dafür Verhandlungen zu öffentli-
chem Beschaffungswesen und administra-
tiven Handelserleichterungen aufzuneh-
men, scheiterte an der Haltung Koreas, das
auf allen vier Themen bestand. Der Kon-
ferenzvorsitzende Derbez erklärte die Ver-
handlungen damit für aussichtslos, ohne
dass über Landwirtschaft überhaupt ernst-
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haft gesprochen wurde. Immerhin konn-
te die Konferenz noch formal zu einem
ordentlichen Abschluss gebracht werden:
In einer kurzen Ministererklärung wurde
das Scheitern festgestellt und der Allge-
meine Rat der WTO beauftragt, im De-
zember 2003 über das weitere Vorgehen
zu beschließen.

Im Vorbereitungsprozess der Sitzung
des Allgemeinen Rats im Dezember 2003
identifizierte der Vorsitzende vier Schwer-
punktthemen, die die Kernthemen von
Cancún waren und nach seiner Einschät-
zung von entscheidender Bedeutung für
den weiteren Verlauf der Doha-Runde sein
würden. Bei diesen vier Themen handel-
te es sich um Baumwolle, die Singapur-
Themen, Landwirtschaft und NAMA. Zu
diesen Themen, so die Strategie, müsste
eine Annäherung erzielt werden, um die
Verhandlungen wieder in Gang zu brin-
gen. Die WTO-Mitglieder stimmten die-
sem Vorgehen zwar zu, an den Meinungs-
unterschieden zu den einzelnen Themen
änderte das aber nichts.

In den ab Anfang 2004 wieder aufge-
nommenen informellen Verhandlungen
mit mehr oder weniger starker Beteiligung
von Vertretern der verschiedenen Entwick-
lungsländergruppen gab es zunächst we-
nig Annäherung. Im Frühsommer zeich-
nete sich dann zumindest für die direkt
Beteiligten eine Einigung ab. Zur Ende Juli
anstehenden Sitzung des Allgemeinen
Rats wurden daher hochrangige Delega-
tionen nach Genf entsandt. Da es sich
nicht um eine Ministerkonferenz handel-
te, war das Interesse der Medien und der
Zivilgesellschaft unvergleichlich geringer.
Die Zahl der in Genf anwesenden NRO-
Vertreter bewegte sich im unteren zwei-
stelligen Bereich.

Ein entscheidender Vorteil für die Ge-
spräche war entsprechend, dass das in
der täglichen Arbeit der WTO übliche in-
transparente Vorgehen angewendet wer-

3.3 Das „Juli-Paket“ in Genf 2004

den konnte. So war in Genf während der
dreitägigen Sitzung eigentlich nur zu er-
fahren, dass noch keine Einigung vorlie-
ge, und es außer an Landwirtschaft dies-
mal auch an NAMA liege. Anscheinend
wurde sich hinter den Kulissen des kom-
pletten, bei Ministerkonferenzen üblichen
Instrumentariums von nächtlichen Green-
Room-Sitzungen und mehr oder weniger
versteckten Drohungen bedient. Und wie
schon in Doha dauerte die ganze Übung
etwas länger, so dass das „Juli-Paket“ erst
am 1. August verabschiedet wurde.

Das „Paket“ besteht aus einer allge-
meinen „Entscheidung“, in der die Mit-
glieder vor allem festhalten, dass sie -
nach der gescheiterten Konferenz von
Cancún - die Doha-Runde zu Ende füh-
ren wollen. Darüber hinaus enthält es spe-
zielle Anhänge zu Landwirtschaft, NAMA,
Dienstleistungen und administrativen
Handelserleichterungen. Zu den übrigen
Themen wurde nur das Doha-Mandat
bestätigt, und im Kern tut auch der An-
hang zu Dienstleistungen nichts anderes.
Die tatsächlichen Beschlüsse im Juli-Pa-
ket waren aus Entwicklungsländersicht
sehr durchwachsen, stellten aber in den
meisten Bereichen gegenüber dem Ver-
handlungsstand von Cancún immerhin
einen Fortschritt dar.

Der deutlichste Erfolg für die Entwick-
lungsländer war zweifellos, dass mit In-
vestitionen, Wettbewerbsrecht und öffent-
lichem Beschaffungswesen drei der vier
Singapurthemen endgültig aus dem Ver-
handlungspaket herausgenommen wur-
den. Dagegen wurden die Verhandlungen
über administrative Handelserleichte-
rungen offiziell begonnen. Das Mandat
beschränkt sich allerdings darauf, die ein-
schlägigen GATT-Artikel weiterzuentwik-
keln. Gleichzeitig soll die Unterstützung
für Entwicklungsländer in diesem Bereich
verstärkt werden. Sie soll nicht nur Gegen-
stand der Verhandlungen sein, vielmehr
sollen Entwicklungsländer auch nur ver-
pflichtet werden, Vereinbarungen umzu-
setzen, wenn sie die dazu notwendige Un-
terstützung erhalten.
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Entwicklungsländerkoalitionen

Die Koalitionsbildung unter den Entwicklungsländern begann in den Agrarverhandlun-
gen und ist dort bis heute am stärksten ausgeprägt. Die bekannteste Entwicklungslän-
derkoalition, die G20, ist nur zu diesem Thema aktiv. Hatten die Industriestaaten
gerade die G20 in Cancún noch als reine Blockadekoalition bezeichnet, ist sie seit
2004 nicht nur als ein zentraler Akteur anerkannt, sondern praktisch der einzige,
dem zugetraut wird, EU und USA zu einer Einigung bewegen zu können.

Aus der schon in Doha gegründeten Gruppe der „Friends of the Development Box“
ging die heute aus 43 Ländern bestehende und von Indonesien und Indien koordinier-
te G33 hervor, die die Interessen von eher kleinbäuerlich geprägten Ländern ver-
tritt. Sie konzentriert sich dabei ganz darauf, die Konzepte der speziellen Produkte
und des speziellen Schutzmechanismus für Entwicklungsländer im neuen Agrarab-
kommen zu verankern. (siehe 4.2.2.3).

In Cancún trat eine Gruppe von vier afrikanischen Ländern (Benin, Burkina Faso,
Tschad und Mali) an die Öffentlichkeit, die stark von Baumwollexporten abhängig
sind. Diese „Cotton 4“ fordert die kurzfristige Abschaffung der Baumwollsubventionen
der Industriestaaten, vor allem der USA, da ihnen durch den dadurch ausgelösten
Verfall der Weltmarktpreise Verluste in dreistelliger Millionenhöhe entstehen. (siehe
Kasten 4.2)

Die auch als G90 bezeichnete Allianz zwischen den am wenigsten Ländern (LDC),
der afrikanischen Gruppe und den AKP-Staaten unterstützt diese Forderungen. Zwi-
schen diesen drei Gruppen gibt es große Überschneidungen, so dass sie tatsächlich
weniger als 90 Mitglieder hat. Anders als G20 und G33 versucht die G90, gemeinsa-
me Positionen nicht nur in den Agrarverhandlungen, sondern in allen Verhandlungs-
bereichen zu entwickeln. Dies gelingt mit unterschiedlichem Erfolg. Da es sich bei
den G90 um die politisch und wirtschaftlich schwächsten WTO-Mitglieder handelt,
haben auch ihre gemeinsamen Positionen nur relativ geringes Gewicht.

Die bei weitem einflussreichste Entwicklungsländerkoalition in den NAMA-Verhand-
lungen ist die NAMA-11 um Schwellenländer wie Südafrika, Indien und Brasilien.
Sie sieht sich allerdings einer weitgehend einheitlichen Position aller Industrieländer
gegenüber und wichtige Länder wie China oder Thailand sind nicht darin vertreten.

In den GATS-Verhandlungen gibt es außer den auch dort aktiven G90 keine nen-
nenswerten Koalitionen.

3. Die Doha-Runde

Während die Entwicklungsländer bei
den Singapur-Themen einen weitgehen-
den Erfolg erzielten, mussten sie bei den
NAMA-Verhandlungen einen deutlichen
Rückschlag hinnehmen: Trotz nachdrück-
licher Proteste wurde der in Cancún vor-
gelegte Entwurf für einen Verhandlungs-
rahmen praktisch unverändert übernom-
men. Damit wird die Forderung der In-
dustrieländer, Zölle gemäß einer „nicht-

linearen“ Formel zu senken, also höhere
Zölle stärker zu reduzieren, ebenso erfüllt
wie die nach speziellen Initiativen zum
noch stärkeren Abbau von Zöllen in be-
stimmten Sektoren. Die Weichen in Rich-
tung eines drastischen Zollabbaus in Ent-
wicklungsländern waren gestellt.

Das Rahmenabkommen zu Landwirt-
schaft ist das bei weitem umfangreichste
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und detaillierteste im Juli-Paket. Für Ent-
wicklungsländer ist auf der Habenseite zu
verbuchen, dass erstmals die Abschaffung
aller Formen von Exportunterstützung als
Verhandlungsziel vereinbart wurde, wenn
auch noch ohne Zeitplan. Im Bereich des
Marktzugangs mussten die Entwicklungs-
länder dagegen hinnehmen, dass diesel-
be Zollsenkungsformel für Industrie- und
Entwicklungsländer gelten soll. Damit
haben sie weniger Flexibilität, um für Er-
nährungssicherheit und ländliche Entwick-
lung wichtige Produkte zu schützen. Die
G20 wurde insbesondere auch von
NGOs dafür kritisiert, dies zugelassen zu
haben, denn unterschiedliche Zollsen-
kungsformeln für Industrie- und Entwick-
lungsländer waren ein wichtiger Bestand-
teil des ursprünglichen G20-Vorschlags
gewesen.

Schließlich werden im Juli-Paket auch
erstmals die Einführung von „sensitiven
Produkten“ für alle Mitglieder und „spe-
ziellen Produkten“ sowie des speziellen
Schutzmechanismus' für Entwicklungslän-
der als Verhandlungsziele festgehalten.
Letzteres sind die Überbleibsel der ur-
sprünglichen Idee einer „Development-
Box“, mit der entwicklungspolitische Fle-
xibilitäten in allen Bereichen des Agrar-
abkommens verankert werden sollten.

Die Vereinbarungen zur internen Un-
terstützung waren noch durchwachsener:
Einerseits werden die Industrieländer auf
die „substanzielle“ Reduktion der han-
delsverzerrenden Unterstützungsmaßnah-
men verpflichtet, andererseits werden spe-
ziell für die USA neue Schlupflöcher ge-
schaffen. Eine Überprüfung der als nicht
handelsverzerrend klassifizierten  Subven-
tionen der Industrieländer soll, wenn
überhaupt, nur sehr eingeschränkt erfol-
gen.

Auf Grundlage dieser Zwischenergeb-
nisse, so die im Juli-Paket festgehaltene
Perspektive, sollten dann bis zur nächsten
WTO-Ministerkonferenz Ende 2005 in
Hongkong Modalitäten verhandelt und
dort verabschiedet werden. Allerdings
wurde bereits im Vorfeld von Hongkong

klar, dass es in den 18 Monaten seit dem
Juli-Paket praktisch keine weitere Annä-
herung gegeben hatte. Um ein weiteres
Desaster wie in Cancún zu verhindern,
wurden für Hongkong die Erwartungen
schon vorab reduziert. Statt umfassender
Modalitäten sollten nur noch Fortschritte
in Richtung daraufhin vereinbart werden.

In diesem Rahmen war Hongkong er-
folgreich. Es gelang, eine Ministererklä-
rung zu verabschieden, die nicht aus-
schließlich heiße Luft enthält. Ein völliges
Scheitern wie bei den Ministerkonferen-
zen in Seattle 1999 und Cancún 2003
konnte vermieden werden. Gerade die
Entwicklungsländer waren bereit, einige
Kröten zu schlucken, um ein multilatera-
les Forum zu retten, das sie zwar nicht
mögen, das ihnen aber zumindest eine
Möglichkeit zur Zusammenarbeit gegen-
über den Industriestaaten bietet, die in
bilateralen und regionalen Verhandlun-
gen so nicht besteht. Und immerhin muss-
te auch die EU ihre teuerste und beste
Trumpfkarte schon früher ausspielen als
ihr lieb war: Das Datum für das endgülti-
ge Auslaufen der Agrarexportsubventio-
nen wurde auf 2013 festgesetzt.

Damit ist das einzig wirklich konkrete
Ergebnis von Hongkong aber auch schon
benannt. Zu den übrigen Themen im Agrar-
sektor wurden ebenso wie bei Dienstleis-
tungen und dem Marktzugang für nicht-
landwirtschaftliche Güter (Non-Agricultur-
al Market Access, NAMA) die Beschlüsse
des Juli-Pakets nur weiter konkretisiert und
die möglichen Ergebnisse eingeengt. Die
entscheidenden Fragen im Agrarbereich,
nämlich wie hoch Zoll- und Subventions-
senkungen ausfallen sollen und welche
Ausnahmen es für wie viele Produkte un-
ter welchen Bedingungen geben soll,
wurden auf das Frühjahr und dann den
Sommer 2006 vertagt.

3.4 Die Ministerkonferenz in
Hongkong und der weitere
Verhandlungsprozess bis zum
Sommer 2007
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Allerdings scheiterten bislang alle An-
läufe zu einer endgültigen Einigung. Nach
einem erneut ergebnislosen Treffen der
G6 (USA, EU, Brasilien, Indien, Japan und
Australien) am 24. Juli 2006 setzte WTO-
Generaldirektor Lamy die Verhandlungen
bis auf weiteres aus und legte das Ziel,
die Runde noch im laufenden Jahr abzu-
schließen, ad acta. Die übrigen WTO-Mit-
glieder konnten die Uneinigkeit der G6
nur zur Kenntnis nehmen und - teilweise
unter Protest - dem Aussetzen der Ver-
handlungen zustimmen.

Anfang 2007 wurden die Verhandlun-
gen dann formell wieder aufgenommen,
ohne dass sich allerdings an den Positio-
nen der Hauptakteure irgendetwas geän-
dert hätte. Die G6 verkündete Mitte April
2007, dass die Verhandlungen nun bis En-
de dieses Jahres zum Abschluss gebracht
werden sollten. Ein weiterer Versuch, die
Runde noch vor den anstehenden US-Prä-
sidentschaftswahlen zu „retten“, scheiterte
Ende Juni in Potsdam. Nach einem letzten
Aufbäumen im September 2007 liegen
die Verhandlungen nun praktisch auf Eis.
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4. Der Stand der WTO-
Verhandlungen

Der Widerstand der Entwicklungs-
länder gegen die Agenda der In-
dustrieländer kommt nicht von

ungefähr. Schon unmittelbar nach Grün-
dung der WTO mussten sie feststellen,
dass ihnen die neuen Abkommen weitge-
hende Verpflichtungen auferlegten, wäh-
rend die Industrieländer gerade im Agrar-
sektor mit einer Umgestaltung ihrer Poli-
tik davonkamen, die an ihrer Dominanz
auf den Weltmärkten kaum etwas änder-
te. In Doha sahen sie ihr Interesse, diesen
Zustand zu verändern, nicht adäquat auf-
genommen, auch wenn das Abschlussdo-
kument der Konferenz, die Doha-Erklä-
rung, eine Entwicklungsrunde in Aussicht
gestellt hatte. Genauer gesagt, wird dort
festgestellt, dass die Interessen und Be-
dürfnisse der Entwicklungsländer im Zen-
trum der Verhandlungen stehen sollen.
Tatsächlich wurde bereits das Verhand-
lungsmandat von Doha diesem Anspruch
nicht gerecht. Stattdessen liegt der Schwer-
punkt der Verhandlungen auf Markt-
öffnung, wobei die Industrieländer die Ent-
wicklungsprobleme ignorieren bezie-
hungsweise der Liberalisierung unterord-
nen. In einzelnen Verhandlungsbereichen
konnten Entwicklungsländer in unter-
schiedlichem Ausmaß eigene Akzente set-
zen, die Richtung aber nicht grundlegend
verändern.

Das alte „Kerngeschäft“ des GATT - der
Abbau von Zöllen für Industrieprodukte -
spielte in den Verhandlungen der Uru-
guay-Runde eine eher untergeordnete
Rolle. Die Aufmerksamkeit konzentrierte
sich auf GATS und TRIPS, die bis dahin

4.1 NAMA (Industriegüter)

ausgenommenen Sektoren Landwirtschaft
und Textilien sowie die spezifischen Abkom-
men, etwa zu technischen Handelshemm-
nissen und Subventionen. Zollsenkungen
für Industriegüter wurden derweil in bila-
teralen Verhandlungen zwischen verschie-
denen Mitgliedern vereinbart - und dann
gemäß dem Meistbegünstigungsprinzip
allen anderen WTO-Mitgliedern gewährt.
Dieser relativ flexible Verhandlungsansatz
gestattete es Entwicklungsländern, die er-
laubten Höchstgrenzen für den Zoll auf
einige Waren nicht zu senken beziehungs-
weise gar nicht erst zu binden.

Als es in der WTO darum ging, das Man-
dat für die Doha-Runde festzulegen, schien
der Auftrag, den Marktzugang für „nicht-
landwirtschaftliche Güter“ „substanziell" zu
verbessern, eher weniger kontrovers. Das
seinerzeit relativ niedrige Konfliktpotenzial
der NAMA-Verhandlungen rührt sicher
auch daher, dass die Liberalisierung des
Warenhandels sozusagen der Daseins-
zweck des GATT, und damit der WTO, ist.
Von daher können sich deren Mitglieder
kaum grundlegend dagegen aussprechen.
In den nach der englischen Akronym
NAMA (für „Non-Agricultural Market Ac-
cess“) genannten Verhandlungen geht es
um Industrieprodukte, aber auch Boden-
schätze (Öl, Erze) und natürliche Ressour-
cen wie Fisch- und Forstprodukte, kurz: alle
Waren, die nicht vom separaten Agrar-
abkommen (s. 4.2) erfasst werden.

Der Sprengstoff wurde erst durch die
radikalen Forderungen der Industriestaa-
ten deutlich. Sie verlangen, dass zunächst
alle Zölle gebunden, also verbindliche
Obergrenzen eingeführt, und die gebun-
denen Zölle dann gemäß der so genann-
ten „Schweizer Formel“ gesenkt werden.
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Die EU beispielsweise forderte zunächst
einen einheitlichen Koeffizienten von 10
für Industrie- und Entwicklungsländer. Dies
würde für Entwicklungsländer zu sehr viel
stärkeren Zollsenkungen führen als für In-

dustrieländer und ihnen in einem Schritt
eine Marktöffnung abverlangen, für die
sich die Industrieländer dreißig Jahre und
mehrere GATT-Verhandlungsrunden Zeit
gelassen haben.

Die Mehrheit der Entwicklungsländer
(Südafrika, Brasilien, Indien sowie die ka-
ribischen und afrikanischen Staaten) wol-
len sich die Möglichkeit erhalten, ihre noch
im Aufbau befindlichen Industrien durch
vergleichsweise hohe Zölle zu schützen.
Andere (Malaysia, China, Pakistan) sind
bereit, ihre Märkte weitgehend zu öffnen,
um im Gegenzug besseren Zugang in den
Sektoren zu erhalten, die Industrieländer
noch relativ stark schützen, vor allem Tex-

Die Schweizer Formel

Die Schweizer Formel ist eine Methode, die neuen gebundenen Zölle aus dem bis-
her gebundenen Zoll und einem in den Verhandlungen festgelegten Koeffizienten
zu berechnen. Sie lautet:

        t0 x  A

        t0 + A

Dabei steht t1 für den neuen gebundenen Zollsatz, t0 für den jetzigen (gebundenen)
Zollsatz und A für den in den Verhandlungen zu vereinbarenden Koeffizienten.

Die Formel wird auf jedes Produkt in jedem Land einzeln angewandt, so dass auch
nach Anwendung der Formel - abhängig vom Ausgangszoll - weiterhin unterschied-
liche Zölle bestehen. Die Anwendung der Formel hat allerdings zur Folge, dass alle
neuen Zollsätze niedriger liegen als der vereinbarte Koeffizient. Gleichzeitig wer-
den höhere Zölle stärker abgebaut als niedrige.

Nach Berechnungen von Third World Network würde ein Koeffizient von 10 für die
EU-Staaten, deren Zölle im Durchschnitt bei 3,9% gebunden sind, eine Zollsenkung
um ungefähr 28% bedeuten, also auf durchschnittlich etwa 3%. Der durchschnittliche
gebundene Zollsatz bei Entwicklungsländern liegt hingegen bei 30%, so dass ein
Koeffizient von 10 eine 75%ige Kürzung auf etwa 7,5% bedeuten würde, ein Ko-
effizient von 15 immerhin noch eine Kürzung um zwei Drittel. Selbst ein Koeffizient
von 30 würde zu einer Zollreduktion um 50% führen. Mit anderen Worten: Die Markt-
öffnung würde in diesen Fällen für Entwicklungsländer sehr viel größer ausfallen als
für Industrieländer, was im Widerspruch zum Verhandlungsmandat von Doha stände,
wo es heißt, dass Entwicklungsländern weniger stark liberalisieren müssen als Indus-
trieländer.

t1 =

tilien und Bekleidung. Gleichzeitig erhof-
fen sie sich besseren Zugang zu den Märk-
ten anderer Entwicklungsländer.

Diese Konstellation erlaubte es den In-
dustrieländern, in Hongkong einen „Kon-
sens“ über den Abbau der Zölle gemäß
einer Schweizer Formel durchzusetzen.
Die Entwicklungsländer konnten demge-
genüber nur erreichen, dass für sie ein hö-
herer Koeffizient angewandt werden kann
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als für Industriestaaten, und sie bis zu 5%
der Produkte von der Zollsenkung aus-
nehmen können. Wie hoch die Koeffizien-
ten ausfallen sollen, ist allerdings heftig
umstritten: EU und USA fordern 10 für In-
dustrie- und 15 für Entwicklungsländer.
Die NAMA-11 Gruppe größerer Entwick-
lungsländer um Südafrika, Indien und
Brasilien fordert dagegen, dass die Dif-
ferenz zwischen den Koeffizienten für In-
dustrie- und Entwicklungsländer minde-
stens 25 betragen soll, zum Beispiel 5 für
Industrie- und 30 für Entwicklungsländer.
Selbst dann müssten viele Entwicklungs-
länder ihre gebundenen Zölle aber pro-
zentual noch stärker abbauen als die
meisten Industrieländer, je nach Sektor
und Land bis zu 60 oder 70%.

Auch die derzeit angewandten Zölle
gerade in arbeitsintensiven Industrien
müssten in vielen Entwicklungsländern bei
einem Koeffizienten von 30 um 20 bis 50%
gesenkt werden. Nichtregierungsorgani-
sationen befürchten verheerende Folgen.
Gerade kleinere und mittlere Unternehmen
müssten schließen, die ohnehin nicht zahl-
reichen Industriearbeitsplätze wären ge-
fährdet, da die heimische Wirtschaft in vie-
len Länder gegenüber der Konkurrenz aus
Industriestaaten und vor allem aus konkur-
renzfähigen Niedriglohnländern wie Chi-
na und Vietnam nicht bestehen kann. In
Sektoren, in denen Entwicklungsländer zur-
zeit noch gar nicht produzieren, können
natürlich auch keine Arbeitsplätze verlo-
ren gehen. Eine spätere zeitweise Anhe-
bung der Zölle, um sich entwickelnde In-
dustrien vor überlegener Konkurrenz schüt-
zen zu können, würde aber praktisch un-
möglich gemacht. Bemerkenswert ist in
diesem Zusammenhang, dass alle heuti-
gen Industriestaaten, einschließlich
Deutschlands, das Instrument des Zoll-
schutzes während ihrer Industrialisierung
angewandt haben.

Von der Schweizer Formel wären vor
allem die größeren Entwicklungsländer
der NAMA-11 betroffen. Die meisten klei-
neren Entwicklungsländer haben erst ei-
nen geringen Teil ihrer Zölle gebunden,
sie sind also bisher noch keine Verpflich-

tungen eingegangen. Nach dem derzei-
tigen Verhandlungsstand müssten sie ihre
Zölle nicht nach der Schweizer Formel re-
duzieren, sondern auf dem Niveau der
durchschnittlichen gebundenen Zölle al-
ler Entwicklungsländer binden - also bei
28,5%. Es ist noch umstritten, ob dies für
100% der Zolllinien oder weniger, etwa
70%, gelten soll. In jedem Fall würde dies
für eine Reihe von Ländern ebenfalls eine
Reduktion der angewandten Zölle für viele
Produkte bedeuten. Nur die am wenigs-
ten entwickelten Länder (LDC) sind von Ver-
pflichtungen zur Zollreduktion und Zoll-
bindung ausgenommen.

Der Vorsitzende des Verhandlungsaus-
schusses zu NAMA hatte in den letzten Wo-
chen der Verhandlungen Ende 2007 „in
eigener Verantwortung“ einen Kompro-
missvorschlag vorgelegt. Er übernahm
dabei weitgehend die Forderung der In-
dustriestaaten. Für sie soll der Koeffizient
in der Schweizer Formel 8 oder 9 betra-
gen statt der von ihnen selbst angebote-
nen 10. Praktisch hieße das, dass sie ei-
nen relativ hohen Zoll von 10% nicht auf
5% (mit einem Koeffizienten von 10) son-
dern auf 4,4% reduzieren müssten. Für Ent-
wicklungsländer soll hingegen ein Koef-
fizient von 19 oder 23 gelten, statt der
von den NAMA-11 angebotenen 35. Ent-
wicklungsländer müssten bei einem Ko-
effizienten von 19 einen Zoll von 10% auf
6,5 Prozent reduzieren statt auf 7,7% bei
einem Koeffizienten von 35. Noch stär-
ker würde sich die Änderung bei höheren
Zöllen, etwa von 40% auswirken: Sie wür-
den auf 12,8% statt 18,7% sinken.

Auch die flexiblere Behandlung, die der
„Kompromissvorschlag“ für kleine und ver-
letzliche Länder vorsieht, hätte noch star-
ke Zollsenkungen zur Folge: Diese Länder
müssten ihren durchschnittlichen  Zollsatz
um mehr als die Hälfte reduzieren - und
jeden einzelnen Zoll um mindestens 10%.

Neben Zöllen sollen auch sogenann-
te „nicht-tariffäre Handelshemmnis-
se“abgebaut werden. Dies sind oftmals
umwelt- und gesundheitspolitische Regu-
lierungen, wie etwa die verpflichtende
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Kennzeichnung des Energieverbrauchs
von Haushaltsgeräten. Darüber, wie dies
konkret geschehen soll, gibt es allerdings
kaum konkrete Vorstellungen.

Ein zentrales Ziel der Uruguay-Runde
war es, den Agrarsektor in die Regeln des
GATT einzubeziehen, aus dem er auf
Druck von USA und EU seit den 50er Jah-
ren faktisch ausgenommen war. Dies ge-
schah jedoch nicht dadurch, dass die Re-
geln des GATT und seiner in der Uruguay-
Runde ebenfalls vereinbarten Zusatzab-
kommen zu Subventionen und Anti-Dum-
ping einfach auf landwirtschaftliche Pro-
dukte angewandt wurden. Vielmehr wur-
de ein separates Agrarabkommen (Agree-
ment on Agriculture - AoA) geschlossen,
das gerade in Bezug auf Subventionen sehr
viel weniger restriktiv ist als das GATT und
seine Zusatzabkommen.

4.2.1 Das derzeitige Agrarabkom-
men

Die wichtigsten Regelungen des Agrar-
abkommens lassen sich grundsätzlich in
drei Komplexe gliedern: Marktzugang,
Exportsubventionen und interne Unterstüt-
zung:

Marktzugang:

Beim „klassischen“ Thema der WTO
wurden zunächst die vielfältigen und un-
durchsichtigen Maßnahmen zum Schutz
vor Importen vereinheitlicht: variable Im-
portabgaben, mengenmäßige Beschrän-
kungen und Importverbote wurden in Zöl-
le umgewandelt (tarifiziert) und dann im
Durchschnitt um 36% (in Entwicklungslän-
dern 24%) reduziert. Damit sind im Agrar-
sektor alle Zölle auf dem jeweiligen Ni-
veau gebunden. Darüber hinaus muss für
besonders stark geschützte Produkte ein
Mindestmarktzugang von 5%  des inlän-
dischen Konsums dieser Produkte in In-
dustrieländern (3% in Entwicklungslän-
dern) gewährt werden.

4.2 Landwirtschaft

Exportsubventionen:

Während für alle nicht-agrarischen Gü-
ter Exportsubventionen verboten sind (und
daher jedes Land automatisch das Recht
hat, seine Märkte vor subventionierten Ex-
porten zu schützen), gelten im Agrarsektor
andere Regeln: Länder, die in der Vergan-
genheit ihre Exporte subventioniert haben,
dürfen diese Praxis beibehalten, wenn sie
gegenüber dem Ausgangsniveau von An-
fang der 90er Jahre die Ausgaben um 36%
und die subventionierten Mengen um 20%
reduzieren. Länder, die bisher keine Export-
subventionen gewährt haben, dürfen dies
auch in Zukunft nicht tun.

Interne Unterstützung:

Hier werden Regeln für sämtliche For-
men der Einkommensübertragung an
Landwirte aufgestellt, die über den Ver-
kauf der Produkte zu Weltmarktpreisen
hinausgehen. Zur Systematisierung der
mehr oder weniger zulässigen Formen der
Unterstützung hat sich der Begriff der Bo-
xen eingebürgert. Im Agrarabkommen
selbst kommt er zwar nicht vor, mittlerwei-
le wird er aber auch in offiziellen Doku-
menten der WTO benutzt:

Die amber-box enthält vor allem an
die Produktionsmenge gekoppelte Direkt-
zahlungen wie Schlachtprämien für Rinder
und staatliche Garantiepreise, die ober-
halb der Weltmarktpreise liegen. Wegen
ihrer handelsverzerrenden Effekte, so die
Begründung, mussten diese Maßnahmen
reduziert werden, und zwar um 20% in In-
dustrieländern und 13,3% in Entwicklungs-
ländern. Dies stellt dann eine „gebunde-
ne“ Obergrenze für amber-box-Subventio-
nen dar. Liegt die Unterstützung niedriger
als 5% (10% für Entwicklungsländer) des
Produktionswerts des jeweiligen Produkts,
geht sie aufgrund der sogenannten de-mi-
nimis-Klausel nicht in die Berechnung des
zu reduzierenden Unterstützungsmaßes
ein. Da die meisten Entwicklungsländer bei
Abschluss des Agrarabkommens keine
amber-box-Unterstützung geleistet hatten,
bildet die de-minimis Grenze von 10% für
sie nun die Obergrenze.
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Die blue-box lässt Zahlungen im Rah-
men von produktionsbeschränkenden
Maßnahmen wie Flächenstillegungspro-
grammen zu, obwohl sie als handelsver-
zerrend eingestuft werden. Hauptgrund
ist, dass es sich hierbei um eines der zen-
tralen Elemente der 1992 reformierten
EU-Agrarpolitik handelt, und die EU nicht
bereit war, dies bei Abschluss der Uru-
guay-Runde gleich aufzugeben. Obwohl
im Agrarabkommen keine zeitliche Befri-
stung vorgesehen ist, wird diese Katego-
rie als „vorübergehend“ betrachtet.

In der green-box sind Maßnahmen
zusammengefasst, die als „höchstens mi-
nimal handelsverzerrend“ gelten. Sie
müssen direkt aus öffentlichen Haushal-
ten finanziert werden und dürfen nicht von
Produktionsmengen und Preisen abhän-
gig sein. Die Unterstützungsmaßnahmen
reichen von Ausgaben für Agrarforschung
und ländliche Infrastruktur über den An-
kauf von Lebensmitteln für Nahrungsmit-
telhilfe im Inland und direkte, von Produk-
tion und Preisen unabhängige Einkom-
mensbeihilfen für Landwirte bis zu Agrar-
umwelt- und Regionalentwicklungspro-
grammen. Unkonditionierte Einkom-
mensbeihilfen stellen eines der wichtigs-
ten Instrumente der US-Agrarpolitik dar -
und wurden vor allem auf deren Betrei-
ben hin als „höchstens minimal handels-
verzerrend“ und damit zulässig klassifi-
ziert. Seit der letzten Reform der EU-Agrar-
politik im Jahr 2003 erfüllt der Großteil
ihrer Subventionen die Kriterien der green
box. Die bestehenden Kriterien stellen
aber keineswegs sicher, dass handels-
verzerrende Effekte tatsächlich vermieden
werden. Im Gegenteil werden die entkop-
pelten Direktzahlungen und die ebenfalls
erlaubten Investitionsbeihilfen bislang oft
dazu genutzt, Agrarprodukte zu Preisen
unterhalb der Produktionskosten zu ver-
kaufen und zu exportieren. Damit schaf-
fen sie im Prinzip ähnliche Probleme wie
die Exportsubventionen.

Die besondere Situation der Entwick-
lungsländer wird in den Regeln zur inter-
nen Stützung insoweit berücksichtigt, als
subventionierte Agrarkredite und Produk-

tionsmittel für „Erzeuger mit geringem Ein-
kommen oder geringer Ressourcenaus-
stattung“ zur Verfügung gestellt werden
dürfen. Dies wird gelegentlich als spe-
cial and differential-treatment-box
bezeichnet.

Nur die Unterstützungsleistungen in
der „amber-box“ gehen in die Berech-
nung des zu reduzierenden Allgemeinen
Stützungsmaßes (AMS) ein. Faktisch gibt
es also nur im Bereich der an die Produk-
tionsmenge gekoppelten Direktzahlun-
gen und der garantierten Preise eine
Obergrenze. Für alle anderen „Boxen“
bestehen derzeit keinerlei Ausgabenbe-
grenzung oder Reduzierungsverpflich-
tung. Diese Formen der Unterstützung
können daher praktisch beliebig ausge-
weitet werden, sofern hierfür Mittel zur
Verfügung stehen. Letzteres ist bei fast
allen Entwicklungsländern naturgemäß
nicht der Fall.

4.2.2 Die Agrarverhandlungen in
der Doha-Runde

Bereits bei Abschluss des Agrarabkom-
mens war deutlich, dass die beschlossene
Reduktion der Obergrenzen für Zölle,
amber-box und Exportsubventionen kaum
praktische Auswirkungen haben würde.
Daher wurde im Abkommen selbst die
Fortsetzung der Verhandlungen festge-
schrieben, mit dem Ziel, Schutz- und Unter-
stützungsmaßnahmen für die Landwirt-
schaft weiter abzubauen. Dabei sollen al-
lerdings nicht „handelsbezogene Anlie-
gen“ (non-trade-concerns) wie Ernährungs-
sicherheit, Umweltschutz und ländliche Ent-
wicklung sowie die Vorzugsbehandlung für
Entwicklungsländer ausdrücklich berück-
sichtigt werden.

Dies wurde im Doha-Mandat bestä-
tigt und weitergeführt sowie in den nach-
folgenden Verhandlungen mehr oder we-
niger konkretisiert.

4.2.2.1 Exportunterstützung

In Hongkong wurde die grundsätzli-
che Einigung erzielt, dass - vorausgesetzt,
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die Runde kann insgesamt abgeschlos-
sen werden - alle direkten Exportsubven-
tionen sowie subventionierten Exportkre-
dite bis zum Jahr 2013 auslaufen. Der
größere Teil davon soll schon bis 2009
abgebaut werden. Für Nahrungsmittel-
hilfe sollen die Kriterien so konkretisiert
werden, dass sie nicht mehr zur Beseiti-
gung von Überschüssen und die Erschlie-
ßung neuer Märkte missbraucht werden
kann. Gerade zum letzten Punkt sind noch
viele Details zwischen den USA, die als
einziges Land noch in großem Umfang
Nahrungsmittelhilfe in Form von Natura-
lien leisten, und dem Rest der WTO-Mit-
glieder, voran der EU, umstritten.

In den Diskussionen gab es aber ge-
wisse Fortschritte. Darüber, dass Nothilfe
bei Katastrophen oder Missernten weiter-
hin uneingeschränkt erlaubt werden soll,
besteht bereits Konsens. Umstritten ist
aber noch, ob ein Notfall nur von UN-
Organisationen (so die Forderung der
EU), oder zusätzlich von den Regierungen
der betroffenen Länder autonom (so die
LDC), oder sogar von NGOs und wohl-
tätigen Organisationen (so die USA) aus-
gerufen werden kann. Vor allem letzteres
scheint mehr als problematisch, da eine
Reihe von US-amerikanischen NRO einen
bedeutenden Teil ihres Budgets aus der
Verteilung und dem Management von US-
Nahrungsmittelhilfe bestreiten und daher
ein gewisses Eigeninteresse an solchen
„Krisen“ haben. Die EU will Nahrungsmit-
telhilfe außer zur akuten Kriseninterven-
tionen nur noch in Form von finanzieller
Hilfe für den Kauf von Lebensmitteln zu-
lassen. Die LDC wollen dagegen die di-
rekte Lieferung von Lebensmitteln noch im
Rahmen von klar definierten und trans-
parenten Programmen zur Unterstützung
besonders benachteiligter Bevölkerungs-
gruppen erlauben. Die USA formulieren
dieselben Kriterien sehr viel weicher. Un-
abhängig von den WTO-Verhandlungen
sinkt die Nahrungsmittelhilfe tendenziell
aber schon seit vielen Jahren, und ein
wachsender Anteil wird als akute Notfall-
hilfe verwendet. An der Frage der Nah-
rungsmittelhilfe und der Exportunter-

stützung insgesamt würde ein Abschluss
der Runde daher aller Voraussicht nach
nicht scheitern.

4.2.2.2 Interne Stützung

Die erlaubte Unterstützung im Rahmen
der handelsverzerrenden amber-box soll
so gekürzt werden, dass das Mitglied mit
der höchsten absoluten Stützung (also die
EU) diese prozentual am stärksten abbaut,
gefolgt von den Mitgliedern mit der zweit-
und dritthöchsten Stützung (den USA und
Japan), während alle anderen Länder ihre
Unterstützung um einen noch etwas nied-
rigeren Prozentsatz senken. All dies betrifft
vor allem Industrieländer, da nur wenige
Entwicklungsländer überhaupt amber-box-
Stützungsmaßnahmen anwenden.

Allerdings können auch die Industrie-
staaten in diesem Bereich problemlos
weitgehenden Kürzungen der erlaubten
Obergrenzen zustimmen, da sie ihre Sub-
ventionsprogramme inzwischen so verän-
dert haben, dass sie in die Kategorie der
in der WTO zulässigen green-box-Subven-
tionen fallen. Die EU kann sogar eine Re-
duktion der Obergrenzen von mehr als
70% anbieten und auf die de-minimis-Re-
gel ganz verzichten, da sie durch die Sen-
kung der Garantiepreise und die Um-
schichtung der als Kompensation gewähr-
ten Direktzahlungen in die green box gro-
ßen Spielraum zwischen der Obergrenze
und der tatsächlich gewährten Stützung
hat. Die USA wären dagegen als einziges
Land gezwungen, ihre tatsächlichen Zah-
lungen in der amber-box zu reduzieren,
wenn sie, wie von G-20 und EU gefordert,
die Obergrenzen um 60% senken müssten.
Entsprechend wollen sie einer Reduktion
in diesem Umfang nicht zustimmen. Die
USA wären auch besonders von der Sen-
kung der de-minimis Grenze von derzeit
5% auf 2,5% des landwirtschaftlichen Pro-
duktionswerts betroffen, der sie aber infor-
mell schon grundsätzlich zugestimmt ha-
ben.

Für die blue-box haben die wichtig-
sten Akteure erstmals eine Obergrenze
von 2,5% des gesamten landwirtschaftli-
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chen Produktionswerts grundsätzlich ak-
zeptiert. Die USA konnten sich hier aber
sozusagen als „Kompensation“ mit ihrer
Forderung durchsetzen, die Kriterien so zu
erweitern, dass Zahlungen an Landwirte,
die sich antizyklisch zu den Preisen für
bestimmte Produkte verhalten, in diese
Kategorie fallen. Voraussetzung dafür  ist,
dass sich die Höhe der Zahlung nicht da-
ran orientiert, wie viel Mais, Weizen oder
Baumwolle der davon profitierende Land-
wirt aktuell anbaut. Vielmehr berechnet
sich die Zahlung aus der Anbaufläche des
jeweiligen Produkts zu einem historischen
Zeitpunkt - unabhängig davon, ob das
entsprechende Produkt aktuell angebaut
wird - und der Differenz zwischen dem ak-
tuellen Marktpreis und dem Referenzpreis
für dieses Produkt. Theoretisch „entschä-
digt“ dieses Programm also Landwirte für
den Preisverfall von solchen Produkten,
die sie gar nicht mehr anbauen. Praktisch
bauen die meisten aber weiter die Pro-
dukte an, für die sie eine Absicherung
gegen den Preisverfall erhalten.

Zusätzlich soll eine Reduktions-
verpflichtung für die Gesamtsumme al-
ler handelsverzerrenden Subventionen
gelten, also der Summe aus amber box,
blue box und de-minimis.

Die G20 und andere Entwicklungslän-
der drängen zudem auf eine Reform der
Kriterien der green-box. Vor allem ent-
koppelte Direktzahlungen und Investitions-
beihilfen sollen nicht mehr in unbegrenz-
ter Höhe möglich sein, sondern nur noch
Landwirten mit niedrigerem Einkommen
zugute kommen. EU und USA lehnen dies
allerdings kategorisch ab.

In seinem im Juli 2007 in eigener Ver-
antwortung entwickelten Kompromissvor-
schlag gibt der Vorsitzende des Verhand-
lungsausschusses für Landwirtschaft zwei
Szenarien vor. Bei einer weiter gehenden
Liberalisierung müsste die EU die Sum-
me ihrer handelsverzerrenden Subventio-
nen um 85% reduzieren, bei einem weni-
ger ehrgeizigen Ansatz um 75%. Für die
USA, die insgesamt weniger Unterstützung
leisten, lägen die entsprechenden Zahlen

bei 73% bzw. 66%. Während die EU beide
Vorgaben bei konsequenter Umsetzung der
schon beschlossenen Reformen einhalten
könnte, stellt sich die Situation in den USA
etwas anders dar: Bei stärkerem Subven-
tionsabbau gälte für sie eine Obergrenze
von 13 Mrd US-$, die sie in den letzten Jah-
ren - mit Ausnahme von 2006 - immer
überschritten hat. Eine Reduktion um 66%
würde dagegen zu einer Grenze von knapp
17 Milliarden US-$ führen, nah am infor-
mellen Angebot der US-Regierung. Das
US-Repräsentantenhaus hat zudem schon
ein Agrargesetz für die nächsten fünf Jahre
beschlossen, das Ausgaben über 20 Milli-
arden US-$ vorsieht. Senat und Präsident
müssen dem noch zustimmen und werden
wohl noch Änderungen durchsetzen, eine
Senkung der Ausgabengrenze auf 13 Mrd.
gar 11 Mrd. US-$, wie von der G20 gefor-
dert, scheint jedoch ausgeschlossen.

4.2.2.3 Marktzugang

In Hongkong wurde grundsätzlich ver-
einbart, dass Produkte gemäß der für sie
fest gelegten Zölle in vier „Zollbänder“
eingeteilt werden, wobei dann höhere
Zölle stärker als niedrige reduziert werden
sollen. Industrie- und Entwicklungsländer
sollen eine bestimmte Zahl von „sensiti-
ven“ Produkten von dieser Formel ausneh-
men können. Für diese wären nur geringe-
re Zollsenkungen vorzunehmen, dafür
aber müsste eine bestimmte Menge zu
einem stärker reduzierten Zollsatz einge-
führt werden. Entwicklungsländer können
zusätzlich „spezielle“ Produkte, die für Er-
nährungssicherheit, ländliche Entwicklung
und die Einkommen von Kleinbauern
wichtig sind, von der Zollsenkungsformel
ausnehmen.

Über mehr als diese Grundstruktur be-
steht kaum Einigkeit. Vor allem die USA
fordern drastische Einschnitte bei den Zöl-
len von bis zu 90% im Band mit den höchs-
ten Zollsätzen. Gleichzeitig soll höchstens
ein Prozent aller Produkte als sensitiv und
noch weniger als speziell deklariert wer-
den können. Die USA wollen sich damit -
neben dem zur EU - den Zugang zu wach-
senden Märkten in Indien, Indonesien und
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China sichern. EU und G20 haben sich
dagegen beim Umfang der Zollsenkungen
schon weitgehend angenähert. Die EU hat
angekündigt, sie könne ihre Zölle in etwa
so stark senken wie von der G20 vorge-
schlagen, also um etwa 45% im nie-
drigsten und 75% im höchsten Zollband.
Sie hat allerdings ursprünglich gefordert,
8% der Produkte als „sensitiv“ deklarieren
und von dieser Formel ausnehmen zu kön-
nen. Informell hat sie angedeutet, diesen
Wert auf 4-5% reduzieren zu können, liegt
dabei aber immer noch deutlich über dem
von G20 und USA geforderten 1%.

Der Vorschlag des Vorsitzenden sieht
nun vor, im ehrgeizigen Szenario die höchs-
ten Zölle in Industriestaaten um 73% zu
senken (ähnlich wie im G20 Vorschlag vor-
gesehen), in Entwicklungsländern immer
noch um knapp die Hälfte (mehr als im
G20 Vorschlag von 40%). Die niedrigsten
Zölle in Industrieländern müssten um etwa
die Hälfte reduziert werden, in Entwick-
lungsländern um gut ein Drittel. Im mo-
derateren Alternativszenario müssten Indu-
striestaaten die höchsten Zölle um 66%,
die Entwicklungsländer um 44% reduzie-
ren.

Die Auswirkungen für Entwicklungslän-
der sollen dadurch abgemildert werden,
dass sie ihre Agrarzölle im Schnitt um höch-
stens 40% (bzw. 36% im Szenario mit ge-
ringerer Marktöffnung) reduzieren müssen.
Die G20 hatten eine durchschnittliche Zoll-
senkung von 36% für Entwicklungsländer
vorgeschlagen. Wenn die Anwendung der
Formel zu einem stärkeren durchschnittli-
chen Zollabbau führt, können die Reduk-
tionszahlen in jedem Zollband proportio-
nal verringert werden. Der Vorschlag sieht
darüber hinaus weitere Ausnahmerege-
lungen für kleinere Entwicklungsländer vor:
Sie müssen ihre Zölle in jedem Band um
10% weniger reduzieren als andere Ent-
wicklungsländer, der durchschnittliche Zoll-
abbau muss höchstens 24% betragen und
damit auf dem von den AKP-Ländern vor-
geschlagenen Niveau liegen.

Die Forderung der G33, es jedem Ent-
wicklungsland zu erlauben, 20% aller Pro-

dukte als „speziell“ zu deklarieren, diese
zur Hälfte ganz von Zollsenkungen aus-
zunehmen und die gebundenen Zölle für
die andere Hälfte zwischen 5% und 10%
zu reduzieren, trifft vor allem bei den USA
auf wenig Gegenliebe. Sie wollten höchs-
tens fünf „spezielle Produkte“ erlauben,
und auch für diese sollen die Zölle spür-
bar gesenkt werden. Die Afrikanische
Gruppe, die AKP-Staaten und die LDC
wiesen den US-Vorschlag gemeinsam mit
der G33 entschieden zurück.

Der Vorsitzende des Agrarverhand-
lungsausschusses schlägt statt einer Ober-
eine Untergrenze für die Zahl der spezi-
ellen Produkte vor, die überschritten wer-
den kann, wenn in einem Land mehr
Agrargüter die entsprechenden Kriterien
erfüllen. Dazu müssten die Kriterien aber
möglichst klar und quantifizierbar defi-
niert werden. Allerdings sollen auch in
diesem Szenario die Zölle für alle spezi-
ellen Produkte in geringem Ausmaß ge-
senkt werden.

An der Frage der speziellen Produkte
werden auch Konflikte zwischen Entwick-
lungsländern deutlich. Vor allem die gro-
ßen Agrarexporteure in der G20, voran
Argentinien, Chile und Thailand wollen
die Zahl der speziellen Produkte deutlich
begrenzen und sie mit zusätzlichen Auf-
lagen versehen. So sollen Produkte, die
überwiegend von anderen Entwicklungs-
ländern exportiert werden, nicht als spe-
ziell deklariert werden können. Dies be-
träfe beispielsweise Reis, von dessen An-
bau Millionen von Kleinbauern in Indo-
nesien, den Philippinen und Indien leben.
Bis jetzt hat sich die G20, die zur Hälfte
aus Mitgliedern der G33 besteht, nicht auf
eine gemeinsame Position zu speziellen
Produkten einigen können. Brasilien (als
einer der G20-Sprecher) hält sich noch
bedeckt. Die EU hat keine klare Position
zu speziellen Produkten.

Keine Bewegung, aber auch weniger
Auseinandersetzungen, gab es um den
speziellen Schutzmechanismus, mit dem
Entwicklungsländer auf einen plötzlichen
Importanstieg reagieren können. Weiter-
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hin bleibt offen, wie dieser Schutzmecha-
nismus genau funktionieren soll, und was
einen „plötzlichen Importanstieg“ aus-
macht.

Die zentralen Fragen beim Marktzu-
gang sind also auch unter den Industrie-
ländern noch höchst umstritten. Und ob
den Interessen von Kleinbauern in Entwick-
lungsländern durch die noch nicht voll-
ständig definierten Schutzmechanismen
ausreichend Rechnung getragen werden
kann, ist fraglich. Dabei sollte genau die-
se Frage im Rahmen einer Entwicklungs-
runde oberste Priorität genießen.

Die Hauptkonfliktlinien in den Agrarver-
handlungen verlaufen in den Bereichen in-
terne Unterstützung und Marktzugang. Die
USA fordern einen drastischen Zollabbau,
wollen im Gegenzug ihre Subventionen
aber kaum verringern. Sie verlangen da-
mit im Kern von Industrie- und Entwick-
lungsländern gleichermaßen, dass sie ihre
Märkte für hoch subventionierte Agrarex-
porte öffnen. Die EU will dagegen ihre
Märkte weniger weit öffnen und ist bereit,
ihre interne Unterstützung (von einem hö-
heren Niveau ausgehend) stärker abzu-

bauen. Zudem besteht die amber-box-
Stützung der EU überwiegend aus garan-
tierten Mindestpreisen über dem Welt-
marktniveau. Sie behindert damit zwar
Importe aus Entwicklungsländern, konkur-
riert aber weniger mit ihnen auf Dritt-
märkten. Durch die Umstellung der Un-
terstützung auf entkoppelte Direkt-
zahlungen droht sich dies jedoch zu än-
dern. Die USA subventionieren dagegen
gezielt Landwirte, die wichtige Exportpro-
dukte wie Soja, Weizen, Mais oder Baum-
wolle anbauen.

Aus NRO-Perspektive beginnen die Ver-
handlungen quasi am falschen Ende. Statt
um Liberalisierung und Marktzugang
müsste es in erster Linie darum gehen,
Kleinbauern vor überlegener ausländi-
scher Konkurrenz zu schützen, um Ernäh-
rungssicherung und ländliche Entwicklung
zu stärken. An zweiter Stelle steht ein Ende
des Dumpings der Industrieländer, so dass
Entwicklungsländer auch auf Drittmärkten
nicht länger mit künstlich verbilligten Pro-
dukten aus dem Norden konkurrieren müs-
sen. Erst an dritter Stelle steht das Problem
eines verbesserten Zugangs der Länder
des Südens auf die Märkte des Nordens.

Die Baumwoll-Initiative

Im Vorfeld der WTO-Ministerkonferenz im mexikanischen Cancún 2003 hatten vier
von Baumwollexporten abhängige afrikanische Länder (Burkina Faso, Mali, Benin
und Tschad) den Abbau marktverzerrender Subventionen in den Industrieländern
gefordert, um der wachsenden Armut unter ihren Baumwollbauern entgegenzuwir-
ken. Betroffen hätte der Abbau vor allem die USA, deren Baumwollsubventionen
sich auf rund 3 Mrd. Dollar jährlich belaufen, und das Dreifache der amerikani-
schen Entwicklungshilfe für Afrika ausmachen. Die Subventionen führen zu einem
Verfall der Weltmarktpreise für Baumwolle um 10 bis 20%. Allein Afrika kostet dies
nach Weltbank-Angaben jährlich etwa 250 Mio. Dollar.

Die EU leistet zwar auch hohe Subventionen in Griechenland und Spanien, steuert
aber nur 2% der globalen Produktion bei. Dies entspricht jedoch immerhin 25%
ihres Eigenverbrauchs. Dennoch wird nahezu die gesamte in der EU erzeugte Baum-
wolle exportiert, weil die Firmen in der EU die bessere, auf dem Weltmarkt erhältli-
che Qualität vorziehen. Damit trägt die EU zur Verzerrung des globalen Baumwoll-
marktes bei, wenn auch nicht im selben Ausmaß wie die USA. Die EU konnte die
Initiative der afrikanischen Länder relativ leicht unterstützen, da auch die Subven-
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Die Einführung von internationalen Re-
geln für den Dienstleistungshandel war
eine der wichtigsten Entwicklungen bei der
Gründung der WTO. Damit wird zugleich
die neue Qualität der WTO gegenüber
dem alten System des GATT verdeutlicht.
Da bei Dienstleistungen Zölle nicht rele-
vant sind, bezieht sich das Dienstleistungs-
abkommen GATS direkt auf „handelsbe-
schränkende“ Wirkungen nationaler Regu-
lierungen und Gesetze.

Dienstleistungen umfassen einen sehr
weiten Bereich wirtschaftlicher Aktivitäten,
die sich nach klassischer Definition durch
die Gleichzeitigkeit von Konsum und Pro-
duktion, durch Vergänglichkeit und man-
gelnde Lagerbarkeit, Immaterialität und
mangelnde Transportfähigkeit auszeich-

tionen im Rahmen der allgemeinen Reform der Agrarpolitik weitgehend kompati-
bel mit der green box gestaltet wurden.

Dagegen zeigten sich die USA nicht bereit, ihr Subventionssystem zu verändern und
schlugen stattdessen Kompensation in Form von verbessertem Marktzugang für Texti-
lien (die die afrikanischen Länder nicht in nennenswertem Umfang herstellen) und
Unterstützung für den Aufbau einer Textilindustrie in Afrika vor. An dieser Haltung hat
sich bis heute nichts Grundlegendes geändert. Die USA konnten durchsetzen, dass
die Baumwollproblematik im Rahmen der allgemeinen Agrarverhandlungen gelöst
werden soll - und nicht, wie von den afrikanischen Ländern gefordert, in einem ge-
sonderten und beschleunigten Verhandlungsprozess.

Mit dem in Hongkong gemachten „Zugeständnis“, ihre Exportsubventionen für Baum-
wolle zu streichen, taten die USA nichts anderes, als ihre aus dem verlorenen Streit-
fall gegen Brasilien entstandenen Verpflichtungen umzusetzen - und dies noch ein-
mal als Zugeständnis zu verkaufen. Nach den WTO-Regeln dürfen die USA Exportsub-
ventionen nur für Produkte zahlen, deren Exporte sie schon Anfang der 1990er Jahre
subventioniert hatten. Baumwolle gehört nicht dazu. Das bis 2006 bestehende Export-
subventionsprogramm war damit nicht zulässig, was vom WTO-Streitschlichtungspa-
nel noch einmal bestätigt worden war. Dagegen sperren sich die USA nach wie vor
gegen den Vorschlag der afrikanischen Baumwollanbauländer, die handelsverzer-
renden internen Subventionen stärker und schneller abzubauen als für andere Pro-
dukte.

Der Baumwollbereich zeigt überdeutlich: dort, wo den Entwicklungsländern die In-
teressen mächtiger Lobbygruppen in Industrieländern entgegenstehen, sind keine
Zugeständnisse, sondern bestenfalls Ablenkungsmanöver zu erwarten.

4.3 Dienstleistungen nen. Sie reichen vom Haarschnitt über Re-
paraturen, Reinigungs- und Wartungsar-
beiten bis hin zu Einzelhandel, Transport,
Tourismus, Bankgeschäften und Versiche-
rungen. Unter den Dienstleistungsbegriff
fallen aber auch Sektoren, die vorwiegend
in öffentlicher Hand waren oder sind wie
Telekommunikation, Post, Energie- und
Wasserversorgung, Gesundheitsversor-
gung und Bildung. Schon jetzt werden 65%
des Weltsozialprodukts durch Dienstleistun-
gen erwirtschaftet.

Anders als Güter können Dienstleistun-
gen nicht einfach dadurch gehandelt wer-
den, dass sie in einem Land auf ein Schiff
geladen, in einem anderen Land wieder
ausgeladen und dort verkauft werden.
Handelshemmnisse treten bei Dienstleis-
tungen in der Regel auch nicht in Form von
Zöllen oder mengenmäßigen Beschrän-
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kungen auf, wie dies beim Güterhandel der
Fall ist. Vielmehr wirken nationale Regulie-
rungen und Vorschriften zum Teil beabsich-
tigt, manchmal auch indirekt behindernd
auf den freien Dienstleistungsverkehr. Das
GATS nennt hier als direkte Regelungen die
Beschränkung der Anzahl der Dienstleis-
tungsanbieter, das Volumen der erbrachten
Dienstleistungen und den Anteil ausländi-

scher Beteiligungen an Unternehmen. Als
indirektes Handelshemmnis kann die Zu-
lassung oder Lizenzierung von Dienstleis-
tungsanbietern wirken, vor allem wenn sie
an Auflagen bezüglich der Qualifikation
oder technischer Normen gekoppelt ist. Ein
Beispiel hierfür wäre der deutsche Meister-
brief als Voraussetzung für das selbständi-
ge Anbieten einer Dienstleistung.

Die komplexe Struktur des GATS spie-
gelt die Vielschichtigkeit des Dienstleis-
tungssektors und die enge Verbindung von
sogenannten Handelshemmnissen und
staatlicher Regulierung wider. Im Grund-
satz gelten die gleichen Prinzipien (Meist-
begünstigung und Nichtdiskriminierung
zwischen in- und ausländischen Anbietern)
und Ziele (Erleichterung des Marktzugangs)

Internationaler Handel mit Dienstleistungen

Nach dem GATS können Dienstleistungen auf vier Arten (modes of supply) grenz-
überschreitend erbracht werden:

1. Grenzüberschreitender Handel: Dienstleistungsanbieter und -nutzer befinden
sich in zwei verschiedenen Ländern und bleiben dies auch bei der Erbringung der
Dienstleistung. Beispiele sind Beratungs- und Planungsdienstleistungen per Post, Tele-
fon oder Internet.

2. Konsum im Ausland: Dazu begibt sich der Nutzer ins Land des Dienstleistungs-
anbieters. Ein klassischer Fall ist der Tourismus, aber auch Gesundheits- (Operatio-
nen, Kuren) und Bildungsdienstleistungen (Studium, Kurse) können im Ausland in
Anspruch genommen werden.

3. Kommerzielle Präsenz: Die Dienstleistung wird im Land des Nutzers erbracht.
Dazu eröffnet der ausländische Anbieter dort eine Niederlassung oder ein Tochter-
unternehmen. Dies ist vor allem bei Dienstleistungen notwendig, die nur in Verbin-
dung mit Infrastruktur bereitgestellt werden können, wie Energie- und Wasserver-
sorgung, vielfach aber auch Finanzdienstleistungen. Durch Regelungen in diesem
Bereich wird das GATS praktisch ein Abkommen über ausländische Direktinves-
titionen.

4. Grenzüberschreitender Verkehr natürlicher Personen: Dienstleistende Per-
sonen halten sich zeitweise im Land des Nutzers auf, um die Leistung zu erbringen.
Beispiele sind ausländische Unternehmensberater oder Bauarbeiter. Die Industrie-
staaten achten sorgfältig darauf, dass das GATS nicht zu einem Migrationsab-
kommen wird.

wie im GATT. Im Unterschied zu dem im
GATT geregelten Warenhandel gilt jedoch
nur die Meistbegünstigung, also die
Gleichbehandlung von Dienstleistungsan-
bietern aus allen WTO-Mitgliedsstaaten,
automatisch für alle Sektoren.

Die Gleichbehandlung zwischen in-
und ausländischen Anbietern gilt dage-
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gen nur für die Sektoren, für die ein WTO-
Mitglied spezifische Verpflichtungen ein-
geht. Zudem können für jeden Sektor un-
terschiedliche Verpflichtungen für die vier
Erbringungsarten eingegangen werden,
beispielsweise völlige Marktöffnung beim
grenzüberschreitenden Handel und Ab-
schottung beim grenzüberschreitenden
Verkehr natürlicher Personen. Darüber hin-
aus kann die Verpflichtung für einige Sek-
toren auch eingeschränkt werden, indem
ein Land bestimmte Maßnahmen benennt,
die es weiterhin anwenden will, beispiels-
weise Lizenzierung oder die Begrenzung
der Zahl der Anbieter. Solche Einschrän-
kungen müssen in der Liste der Marktöff-
nungsverpflichtungen angegeben werden.

Dass Liberalisierungsmaßnahmen
nicht automatisch für alle Sektoren gelten,
dass ein Land mithin Spielraum hat, über
Grad und Ausmaß der Liberalisierung zu
entscheiden, wird als bottom-up-Ansatz
bezeichnet und als Beweis für die Flexibili-
tät des Abkommens ins Feld geführt. Al-
lerdings ist der Weg zurück versperrt: ein-
mal eingegangene Liberalisierungsschritte
können faktisch nicht mehr zurückgenom-
men werden.

Als Folge des bottom-up-Ansatzes im
GATS sind die meisten Entwicklungslän-
der in den für sie sensiblen Bereichen noch
keine Verpflichtungen eingegangen. Glei-
ches gilt auch für die Industrieländer in
dem für sie besonders problematischen
Modus 4, der Erbringung von Dienstleis-
tungen durch die zeitweise Migration von
natürlichen Personen. Dies bleibt auch in
den Sektoren, in denen sie Verpflichtun-
gen eingegangen sind, in der Regel aus-
geklammert. Allein im Fall von Führungs-
kräften gibt es Zugeständnisse. Dabei hat
die Mehrzahl der Entwicklungsländer die
besten oder gar einzigen Exportchancen
gerade bei Leistungen, die durch weni-
ger qualifizierte Arbeitskräfte erbracht
werden.

Insgesamt fordert die Mehrheit der Ent-
wicklungsländer jedoch keine grundle-
genden Änderungen im GATS, zumal sie
sich mit ihren Forderungen zur Ausgestal-

tung der Richtlinien für die laufenden Ver-
handlungen recht weitgehend durchsetzen
konnten. Insbesondere haben sie sich das
Recht gesichert, auch während der Ver-
handlungen neue Regulierungen für ihre
Dienstleistungssektoren einzuführen.

Die Ministererklärung von Doha enthält
nur einen kurzen Abschnitt zum Thema
Dienstleistungen. Dort wird im Grunde le-
diglich darauf verwiesen, dass bereits im
GATS-Abkommen selbst festgehalten ist,
dass im Jahr 2000 neue Verhandlungen
aufgenommen werden sollen - und dies
auch schon geschehen ist. Insofern hat die
WTO-Konferenz in Doha lediglich die lau-
fenden Verhandlungen in die neue Runde
integriert.

Die Verhandlungen sind entsprechend
dem Aufbau des GATS komplex struktu-
riert. Anders als bei NAMA oder Landwirt-
schaft kann nicht über eine einheitliche
„Formel“ zum Abbau von Handelshemm-
nissen in allen Sektoren verhandelt wer-
den. Vielmehr finden die Verhandlungen
nach folgendem Modell statt: In einer Se-
rie von bilateralen Gesprächen tauschen
zwei Länder Anfragen („requests“) aus, be-
stimmte handelsbeschränkende Maßnah-
men abzuschaffen oder zu ändern. Dar-
auf sollten dann beide Länder in Ange-
boten („offers“) darstellen, auf welche der
Anfragen sie eingehen können. Auf die-
ser Grundlage sollte dann durch bilate-
rale Verhandlungen eine Einigung erzielt
werden, deren Ergebnis anschließend in
der WTO festgeschrieben wird - und da-
durch automatisch für alle anderen Län-
der gilt. Wenn also beispielsweise die EU
in bilateralen Verhandlungen mit den
USA zusagt, den Bankensektor für auslän-
dische Investitionen zu öffnen, und eine
entsprechende Verpflichtung im GATS ein-
geht, gilt diese Verpflichtung ebenfalls ge-
genüber allen anderen WTO-Mitgliedern,
auch wenn diese keine entsprechende An-
frage an die EU gestellt hatten.

Diese Verhandlungsmethode ist sehr
aufwändig, da theoretisch jedes Land an
über 100 bilateralen Prozessen teilneh-
men muss. Die EU mit mittlerweile 27 Län-
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dern verhandelt auch hier einheitlich, was
die Komplexität ein wenig verringert. Al-
lerdings hat allein die EU Anfragen an
109 Länder gestellt, die meisten Entwick-
lungsländer hielten sich demgegenüber
deutlich zurück. Zum einen mangelt es
ihnen schlicht an der Kapazität, die Han-
delsschranken in allen anderen Ländern
zu untersuchen, zum anderen haben zum
Beispiel Malawi und Bolivien eher gerin-
ge Potenziale für den Dienstleistungs-
handel.

Multilaterale Verhandlungen im Dienst-
leistungsbereich gibt es über die Ergän-
zung des GATS-Abkommens zu den The-
men interne Regulierungen, Subventionen,
öffentliches Beschaffungswesen und Ein-
richtung eines speziellen Schutzmecha-
nismus, um auf sektorale und makroöko-
nomische Krisen reagieren zu können.

Von Beginn an verliefen die Verhand-
lungen eher zäh. Die meisten Länder hiel-
ten die Fristen, zu denen sie ihre Anfra-
gen und Angebote vorlegen sollten, nicht
ein. Dies galt nicht nur für die in Doha
beschlossenen sehr knappen Fristen, son-
dern im Prinzip auch für alle anderen
danach gesetzten Termine. Darüber hin-
aus beklagten sich die besonders an ei-
ner Liberalisierung interessierten Indus-
trieländer über die „niedrige Qualität“
der Angebote anderer Länder. Sie wür-
den, so die Einschätzung, nicht zu neuen
Marktchancen führen.

Im Vorfeld der Ministerkonferenz von
Hongkong hatten die EU, Japan und die
Schweiz daher zusammen mit anderen In-
dustrieländern versucht, die Verhand-
lungsmethode zu verändern. Durch mul-
tilateral festgelegte quantitative Vorga-
ben sollte die Liberalisierung beschleu-
nigt werden: Jedes Land hätte eine Min-
destanzahl von Sektoren öffnen müssen.
Der Vorstoß scheiterte am Widerstand der
Mehrzahl der Entwicklungsländer und der
fehlenden Unterstützung der USA. Gleich-
wohl wurde in Hongkong eine Reihe von
Beschlüssen gefasst, die zu mehr Liberali-
sierung im Dienstleistungshandel führen
sollen:

• Zunächst wurde eine Reihe qualitati-
ver Vorgaben hinsichtlich der Elemen-
te der Marktöffnungsangebote in den
einzelnen Sektoren gemacht;

• Dann wird der „plurilaterale“ Verhand-
lungsansatz besonders hervorgeho-
ben. Wenn ein Land eine Anfrage zur
Marktöffnung von mehreren anderen
WTO-Mitgliedern (statt nur von einem)
erhält, soll es besonders in Erwägung
ziehen, entsprechende Verhandlungen
aufzunehmen;

• Sektorale Initiativen sollen ebenfalls
besonders erwogen werden.

In der Praxis hat der „plurilaterale“ Ver-
handlungsansatz bisher nicht zu dem be-
fürchteten zusätzlichen Druck auf Entwick-
lungsländer geführt. Das beschlossene
Format, in dem alle Länder, die gemein-
sam eine Liberalisierungsanfrage stellen,
mit allen angefragten Ländern gleichzei-
tig verhandeln, scheint im Gegenteil den
angefragten Entwicklungsländern eher zu
nutzen. Anders als in bilateralen Verhand-
lungen können sie sich untereinander ko-
ordinieren und  gemeinsam auf Anfragen
reagieren. Als Reaktion verhandeln gera-
de die USA seit Frühjahr 2007 wieder ver-
stärkt bilateral.

In den Verhandlungen zur Weiterent-
wicklung der GATS-Regeln gab es nur im
Bereich der internen Regulierung nen-
nenswerte Bewegung. Dabei zeichnet sich
ab, dass das von einigen Industrieländern
eingebrachte Konzept eines „necessity
test“ sich nicht wird durchsetzen können.
Es hätte bedeutet, dass Regulierungen des
Dienstleistungssektors „nicht handelsver-
zerrender als nötig“ sein dürfen, um ein
Politikziel zu erreichen. Die USA haben
sich - wie die Mehrheit der Entwicklungs-
länder - deutlich dagegen ausgespro-
chen. Die EU hat sich nicht klar positio-
niert. Disziplinen in diesem Bereich wer-
den sich daher wohl auf allgemeine Re-
geln zur Offenlegung von Regulierungen
beschränken. Bei den anderen Verhand-
lungsthemen zum öffentlichen Beschaf-
fungswesen und zur Einrichtung eines spe-
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ziellen Schutzmechanismus gab es dage-
gen keine Bewegung.

NRO aus Nord und Süd weisen dar-
auf hin, dass die Bestimmungen des
GATS-Abkommens aus entwicklungs- und
umweltpolitischer Sicht hoch problema-
tisch sind. Die Vorzugsbehandlung von
inländischen gegenüber ausländischen
Dienstleistungsanbietern kann in vielen
Situationen sinnvoll und notwendig sein.
Geht ein Land konkrete Verpflichtungen
für einen Sektor ein, muss es sämtliche
mögliche Konstellationen und die ent-
sprechenden Maßnahmen voraussehen,
die eine dem GATS widersprechende Re-
gulierung notwendig machen könnte, und
notifizieren. Ist der Verzicht auf eine Maß-
nahme erst einmal im GATS festgeschrie-
ben, ist es für eine andere politische Mehr-
heit in dem entsprechenden Land kaum
möglich, sie wieder einzuführen. Dies ist
um so problematischer, als das GATS
ausschließlich von den nationalen Regie-
rungen verhandelt wird, während viele
Regulierungen in föderalen Systemen von
regionalen Körperschaften erlassen wer-
den. Damit erhält die nationale Ebene
indirekt eine Entscheidungsbefugnis, die
eigentlich föderalen Organen zusteht.

Im Zentrum der NRO-Kritik steht die
Möglichkeit, auch Liberalisierungsmaß-
nahmen bei öffentlichen Grundbedürfnis-
sen (wie Wasserversorgung, Gesundheit,
Bildung und Kultur) im GATS zu binden.
Neben grundsätzlichen Fragen der pri-
vaten oder öffentlichen Bereitstellung von
Dienstleistungen zur menschlichen Da-
seinsvorsorge stellt sich aus entwicklungs-
politischer Sicht die Frage, wie sich dies
auf die Versorgung der Armen mit grund-
legenden Dienstleistungen auswirken
würde. In einigen Entwicklungs-, aber
auch in Industrieländern, gibt es bereits
entsprechende negative Erfahrungen.
Dass diese Maßnahmen teilweise zurück-
genommen werden konnten, war nur
möglich, weil sie nicht im GATS festge-
schrieben waren.

Auch in anderen Sektoren wie Finanz-
dienstleistungen und Einzelhandel kämpft

die Mehrzahl der Entwicklungsländer mit
einem unterentwickelten Dienstleistungs-
sektor. Sie sollten nicht daran gehindert
werden, einen für ihre Entwicklung pas-
senden handelspolitischen und regula-
torischen Rahmen zu entwickeln.

Das Abkommen über handelsgezoge-
ne Aspekte von Rechten an geistigem Ei-
gentum (Trade Related Aspects of Intellec-
tual Property Rights, TRIPS) bezieht sich
unter anderem auf den Schutz von Paten-
ten, Handelsmarken, geografischen Anga-
ben sowie gewerblichen Mustern und Mo-
dellen. Obwohl es offiziell nur um „han-
delsbezogene Aspekte“ geht, setzt das
TRIPS faktisch einen globalen Mindest-
standard für die nationalen Gesetze zum
Schutz geistigen Eigentums. Da Unterneh-
men aus Industrieländern ganz überwie-
gend die „geistigen Eigentümer“ sind (so
etwa für 95% der weltweit angemeldeten
Patente), und die Industrieländer selbst
bereits umfassende Gesetze zu deren
Schutz besitzen, ist die eigentliche Funkti-
on des TRIPS, die Entwicklungsländer zur
Anwendung ähnlicher Regeln zu zwingen.

Weltbank-Ökonomen zufolge würde
eine vollständige Umsetzung des TRIPS-
Abkommens die Entwicklungsländer jähr-
lich bis zu 60 Milliarden US-Dollar kosten
- ungefähr die Hälfte dessen, was sie pro
Jahr an Entwicklungshilfe erhalten. Kriti-
siert wird zudem, dass die Industrieländer
ihren wirtschaftlichen Aufstieg auch selbst
dem Kopieren und Nachahmen verdan-
ken - eine Möglichkeit des technischen
Lernens, die sie Entwicklungsländern nun
durch globale Mindeststandards für Rechte
an geistigem Eigentum verwehren wollen.

In der politischen Diskussion über das
TRIPS-Abkommen nehmen neben diesem
grundlegenden Ungleichgewicht drei Fra-
gen eine herausgehobene Stellung ein:

• die Patentierung von Leben,

• die Nutzung genetischer Ressourcen

4.4 Rechte an geistigem Eigentum
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und der Schutz traditionellen Wissens

• und die Versorgung armer Menschen
mit überlebensnotwendigen Medika-
menten.

Über diese Fragen wird auch im Rah-
men der Doha-Runde verhandelt. Konkre-
te Ergebnisse gibt es bislang nur im Be-
reich des Zugangs zu Medikamenten.

4.4.1 Zugang zu lebensnotwendi-
gen Medikamenten

Die Frage von TRIPS und Gesundheit
rückte schon im Vorfeld der Doha-Konfe-
renz massiv in den Vordergrund. Paten-
tierte Medikamente sind in der Regel um
ein Vielfaches teurer als Generika, also
wirkstoffgleiche „Nachbauten“. Dies
macht sich nicht nur, aber gerade auch
bei AIDS-Medikamenten bemerkbar. Es
zeigt sich zudem, dass die Preise für pa-
tentierte Medikamente sinken (in Brasili-
en etwa um 79%), wenn sie im direkten
Wettbewerb mit Generika stehen. Der ge-
waltige Preisunterschied hat offensichtlich
wesentliche Auswirkungen auf die Mög-
lichkeiten der Armen, sich mit überlebens-
notwendigen Medikamenten zu versor-
gen. Die durch das TRIPS erzwungene An-
wendung des Patentschutzes in Entwick-
lungsländern macht die Produktion von
Generika sehr viel schwieriger, wenn nicht
unmöglich. Vor allem auf Druck der Ent-
wicklungsländer wurde daher im TRIPS
die Möglichkeit verankert, dass Regierun-
gen Zwangslizenzen erteilen dürfen, die
es erlauben, patentierte Medikamente
herzustellen, ohne dass der Patentinha-
ber dem zugestimmt hat.

Gerade diejenigen Länder des Südens,
die stark von der AIDS-Problematik betrof-
fen sind, neigen verständlicherweise dazu,
die Möglichkeiten der bestehenden Aus-
nahmeregelungen auszutesten. Sie sahen
sich dabei vor der Konferenz in Doha er-
heblichem Druck von Seiten der Industrie-
länder, insbesondere den USA, und der
Pharmaindustrie ausgesetzt, die eine In-
terpretation des TRIPS-Abkommens fest-
schreiben wollten, nach der Zwangslizen-

zen praktisch unzulässig wären.

Während der Doha-Konferenz dräng-
ten Entwicklungsländer und eine Reihe
von NRO darauf, die Regelungen des
TRIPS-Abkommens mit Blick auf den Zu-
gang der Armen zu überlebensnotwendi-
gen Medikamenten verbindlich klarzustel-
len. Gleichzeitig wollten und mussten die
Industrieländer den einer neuen Verhand-
lungsrunde mehrheitlich skeptisch gegen-
über stehenden Entwicklungsländern ein
Signal geben, dass ihre Anliegen ernst-
haft berücksichtigt würden, zudem bei ei-
nem Thema, bei dem die öffentliche Mei-
nung klar auf Seiten der AIDS-Kranken
stand.

Als Ergebnis der Doha-Konferenz wur-
de daher trotz anfänglichen Widerstands
vor allem der USA und der Schweiz eine
spezielle Erklärung zu TRIPS und Gesund-
heit verabschiedet. Sie hält fest, dass das
TRIPS-Abkommen so interpretiert werden
kann und sollte, dass es das Recht der
WTO-Mitglieder unterstützt, die öffentliche
Gesundheit zu schützen und den Zugang
zu Medikamenten für alle zu fördern. Als
Teil der bestehenden Regeln wird das
Recht zur Erteilung von Zwangslizenzen aus-
drücklich betont, einschließlich des Rechts
eines jeden Mitglieds, die Bedingungen für
den Lizenznehmer selbst festzulegen. Über-
dies wird bekräftigt, dass jedes WTO-Mit-
glied das Recht hat, souverän darüber zu
entscheiden, unter welchen Bedingungen
ein nationaler Notstand als Voraussetzung
für eine Zwangslizenz vorliegt. AIDS, Tuber-
kulose, Malaria und andere epidemische
Krankheiten werden ausdrücklich - aber
nicht ausschließlich - als nationaler Not-
stand im Sinne von TRIPS anerkannt. Den
am wenigsten entwickelten Ländern wird
zugestanden, im Bereich pharmazeutischer
Produkte Patentschutz (und Maßnahmen
zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen)
erst zum 1. Januar 2016 einführen zu müs-
sen.

Darüber hinaus wird anerkannt, dass
Länder ohne eigene Pharmaindustrie
Schwierigkeiten haben, das Instrument der
Zwangslizenzen effektiv zu nutzen. Der
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TRIPS-Rat (das WTO-Gremium, das über
die Einhaltung des Abkommens wacht)
wird aufgefordert, nach einer Lösung für
dieses Problem zu suchen. Das Problem
ergibt sich aus TRIPS Art. 31f, der vor-
schreibt, dass Produkte, die unter Zwangs-
lizenzen hergestellt wurden, hauptsächlich
auf dem Binnenmarkt angeboten werden
müssen. Eine vorläufige Einigung konnte
erst am 30. August 2003 erzielt werden.
Nun können auch Länder ohne ausrei-
chende eigene Produktionskapazität
Zwangslizenzen erteilen und die benötig-
ten Generika in einem Drittland produ-
zieren lassen.

Allerdings, so kritisieren NRO, ist das
neue Verfahren kompliziert. Vereinfacht
gesagt, muss vor Erteilung einer grenz-
überschreitenden Zwangslizenz ein Land
zunächst formal feststellen, dass seine
Produktionskapazitäten für die benötig-
ten Medikamente nicht ausreichen. Wei-
ter muss die benötigte Menge an Impor-
ten genau vorab festgelegt werden. All
dies muss bei der WTO und darüber hin-
aus im Internet angezeigt werden. Da-
durch können die Pharmakonzerne ver-
folgen, welche Generika unter welcher
Zwangslizenz wohin exportiert werden.
Schließlich können die Medikamente -
mit besonderer Kennzeichnung - produ-
ziert und exportiert werden.

Gerade den armen Ländern des Sü-
dens werden also umständliche Verfah-
ren abverlangt. War diese Regelung noch
als vorübergehende Ausnahme konzi-
piert, wurde sie vor der Ministerkonferenz
in Hongkong 2005 durch Beschluss des
Allgemeinen Rats der WTO in das TRIPS-
Abkommen selbst integriert. Dies ge-
schah trotz (oder wegen) der Tatsache,
dass bis dahin noch kein Land von der
Regelung Gebrauch gemacht hatte.

Letzlich hat sich in Doha und danach
eine entwicklungsländerfreundliche Inter-
pretation des TRIPS-Abkommens in Bezug
auf den Zugang zu Medikamenten durch-
gesetzt. Fortgeschrittenen Entwicklungs-
ländern mit heimischer Pharmaindustrie
wird bestätigt, dass Zwangslizenzen mit

dem TRIPS-Abkommen vereinbar sind.
Der praktische Nutzen dieser Bestätigung
ist begrenzt, wie zuletzt vor allem Thai-
land angesichts des Drucks aus den USA
erfahren musste. Aus NRO-Sicht steht das
TRIPS-Abkommen dem Zugang der Ar-
men zu überlebensnotwendigen patentier-
ten Medikamenten nach wie vor im Wege.
Darüber hinaus haben die Entwicklungs-
länder keine neuen und zusätzlichen Ins-
trumente an die Hand bekommen, um
ihre Ziele im Gesundheitsbereich besser
verfolgen zu können. Die Regelung für
Länder, die auf Importe angewiesen sind,
ist zudem so kompliziert, dass sie kaum
praktischen Nutzen hat.

4.4.2 Patente auf Leben

Die Frage der Patentierung lebender
Organismen war bereits in der Uruguay-
Runde besonders umstritten. Durch Arti-
kel 27.3 (b) des TRIPS-Vertrages sind die
WTO-Mitglieder verpflichtet, für Mikroor-
ganismen sowie für mikrobiologische und
nichtbiologische Verfahren zur Herstel-
lung von Pflanzen und Tieren, Patent-
schutz bereitzustellen. Damit garantiert
das TRIPS-Abkommen multinationalen
Konzernen Patentschutz für entsprechen-
de Produkte und Verfahren, genauso wie
für Erfindungen im industriellen und phar-
mazeutischen Bereich.

Pflanzensorten (und Tiere), nehmen da-
gegen eine Sonderstellung ein, nicht zu-
letzt, weil sie Grundlage menschlicher Er-
nährung sind. Gerade die Entwicklungs-
länder hatten sich dafür stark gemacht,
dass der Schutz von geistigem Eigentum
an Pflanzensorten - wenn er denn schon
sein musste - nicht ausschließlich durch Pa-
tente gewährleistet werden muss. Stattdes-
sen soll das geistige Eigentum an Pflanzen-
sorten durch Patente oder durch ein soge-
nanntes System sui generis (oder durch
eine Kombination beider) geschützt wer-
den. Was genau ein System sui generis ist,
darüber macht das TRIPS-Abkommen kei-
ne Aussage. Art. 27.3 (b) enthält lediglich
noch den zusätzlichen Hinweis, dass ein
System sui generis wirksam sein muss,
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allerdings wiederum ohne Maßstäbe für
„Wirksamkeit“ zu definieren. Die Industrie-
länder schließen daraus, dass die Nutzung
durch Dritte ohne Lizenz wirksam verhin-
dert werden muss. Konkret heißt dies etwa,
dass jeder Bauer kommerzielles Saatgut
nur nach Zahlung von Lizenzgebühren an-
bauen darf. Die kostenlose Wiederaussaat
von selbst gewonnenem Saatgut aus „ge-
schützten“ Sorten wäre damit ebenso we-
nig TRIPS-konform wie der Saatguttausch.
Entwicklungsländer verweisen auf die da-
mit verbundene Gefahr für die Ernährungs-
sicherung und setzen sich dagegen zur
Wehr, dass diese wichtigen Grundpfeiler
ihrer Landwirtschaft, die über Jahrhunder-
te fest verankert sind, nun zum Nutzen mul-
tinationaler Konzerne nicht weiter erlaubt
sein sollen.

Artikel 27.3. (b) ist im TRIPS als Über-
gangsklausel formuliert und sollte ab
dem Jahr 2000 überprüft werden. Im
Verhandlungsmandat für die Doha-Run-
de weisen die Minister den TRIPS-Rat an,
im Rahmen seines Arbeitsprogramms
eben dies zu tun. Im Verlauf der Verhand-
lungen wurden die widerstreitenden Inter-
essen immer deutlicher. Industrieländer
wie die USA wollen die Ausnahmen von
Artikel 27.3 (b) am liebsten ganz streichen
und Patentschutz auf alle Organismen
durchsetzen, zumindest aber als einzig
zulässige sui-generis-Regelung die Inter-
nationale Pflanzenschutzkonvention
UPOV definieren, die mittlerweile fast so
streng ist wie das Patentrecht. Dagegen
versucht die Afrikanische Gruppe in der
WTO ein komplettes Verbot der Patentier-
ung aller lebender Organismen (also
auch Mikroben) im TRIPS zu verankern.
Beides ist zur Zeit weitgehend aussichts-
los, so dass Artikel 27.3 (b) wohl auch bei
einem Abschluss der Runde unverändert
bestehen bleiben würde.

Damit hat auch die NRO-Forderung
nach „Kein Patent auf Leben!“ von Seiten
der Mehrzahl der in der WTO verhandeln-
den, einflussreichen Akteure zurzeit wenig
Rückenwind.

4.4.3 Das Verhältnis zwischen der
Konvention über biologische Viel-
falt (CBD) und TRIPS

Afrikanische Länder, Indien und Brasili-
en forderten vor der Konferenz in Doha,
Regelungen der Konvention über die bio-
logische Vielfalt (Convention on Biological
Diversity, CBD) und des Internationalen
Saatgutvertrages der FAO in das TRIPS-
Abkommen zu integrieren. Sie sehen ei-
nen Konflikt zwischen diesen Abkommen
und TRIPS, den sie im Grunde so lösen
wollen, dass sie die Patenterteilung an die
CBD-Regeln von Zugang und gerechtem
Vorteilsausgleich binden wollen. Die CBD
verlangt, dass ein ausländisches Unterneh-
men die vorherige informierte Zustim-
mung der Regierung, und gegebenenfalls
auch einer lokalen Gemeinschaft bezie-
hungsweise indigenen Volkes, einholen
muss, bevor es eine genetische Ressource
aus dem betreffenden Land oder Gebiet
nutzt, zum Beispiel um daraus ein neues
Medikament zu entwickeln. Die Regierun-
gen beziehungsweise die indigenen Völ-
ker müssen dann an dem Vorteil, der aus
der Nutzung der genetischen Ressource
entsteht, in angemessener und gerechter
Weise beteiligt werden. Dieses Ziel wird,
so NRO und viele Regierungen des Sü-
dens, durch die Patentregeln des TRIPS-
Vertrags unterlaufen. Inzwischen über 60
Entwicklungsländer fordern deshalb, eine
Verpflichtung zur Offenlegung der Herkunft
von verwendeten biologischen Ressourcen
und traditionellem Wissen einzuführen. Bei
Zuwiderhandlung soll das Patent widerru-
fen werden können.

Das Doha-Mandat gab dem für das
Abkommen zuständigen TRIPS-Rat den
Auftrag, die Beziehung zwischen TRIPS ei-
nerseits und der Konvention über biolo-
gische Vielfalt sowie dem Schutz traditio-
nellen Wissens und Gebräuchen anderer-
seits zu untersuchen. Mit Blick auf die Kon-
vention über biologische Vielfalt unter-
liegt dieser Auftrag allerdings strikten Res-
triktionen: Die Ergebnisse der Überprü-
fung dürfen nicht dazu führen, dass be-
stehende Rechte aus WTO-Abkommen
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Streitigkeiten über die Auslegung des
GATT-Vertrages haben seit den 70er Jah-
ren stark zugenommen. Die Vertragsstaa-
ten neigten dazu, die Bestimmungen sehr
weitgehend in ihrem Sinne auszulegen.
Der GATT-Vertrag selbst sah nur einen
Konsultationsmechanismus vor, wenn
zwei Länder auf unterschiedlichen Ausle-
gungen des Vertrages beharrten, ein Land
also Maßnahmen beibehielt, durch die
ein anderes seine im GATT festgelegten
Rechte verletzt sah. Der für die Umsetzung
des Abkommens verantwortliche Rat der
GATT-Vertragsstaaten sollte zwar in sol-
chen Fällen ein Vermittlungsgremium aus
Experten einsetzen. Dies war allerdings
nur durch einstimmigen Beschluss mög-
lich, also auch mit Zustimmung des Lan-
des, dessen Handelsmaßnahmen über-
prüft werden sollten. Damit standen die
Chancen, unter GATT ein Streitbeilegungs-
verfahren in Gang zu setzen, nicht beson-
ders gut. Zudem wurden die Empfehlun-
gen erst dann verbindlich, wenn alle Partei-
en, also wiederum auch die unterlegene,
ihnen zustimmten. Ein solches Maß an Ide-
alismus war jedoch nicht immer anzutref-
fen. Im Kern war das GATT folglich auf
moralische Druckmittel zur Durchsetzung
der Handelsregeln angewiesen. Oder, um
es anders auszudrücken, auf das aufge-
klärte Eigeninteresse derjenigen Vertrags-
staaten, die die allgemeine Gültigkeit der
Regeln höher bewerteten als die Möglich-
keit, ihre eigenen Interessen in einem Ein-
zelfall durchzusetzen.

Das Streitschlichtungsabkommen der
WTO (Dispute Settlement Understanding,
DSU) bedeutet demgegenüber einen
qualitativen Sprung. Es legt ein verbind-
liches Verfahren bei Auftreten eines Streit-
falls fest. Zunächst müssen die Konflikt-
parteien versuchen, sich bilateral zu eini-
gen. Bereits diese Konsultationen müssen
beim Streitschlichtungsorgan der WTO
notifiziert werden. Andere Mitglieder, die
an der gleichen Problematik ebenfalls

beschränkt werden. Gleichwohl war da-
mit zum ersten Mal das Problem des
Schutzes traditionellen Wissens im Rah-
men einer Ministererklärung der WTO zur
Kenntnis genommen worden.

Die USA - als Nichtvertragsstaat der
CBD - lehnen bis heute alle Vorschläge ab,
Elemente der CBD in TRIPS einzubauen.
Die EU vertrat lange Zeit die gleiche harte
Linie, die sie damit begründete, dass TRIPS
und CBD unterschiedliche inhaltliche Ziel-
richtungen hätten, was sich daran zeige,
dass beide Verträge gleichzeitig erfüllt wer-
den könnten. Überdies sei eine Überfrach-
tung der Voraussetzungen für die Erteilung
eines Patents zu vermeiden. Im Vorfeld von
Cancún signalisierte die EU Gesprächsbe-
reitschaft in einigen der strittigen Fragen.
So bot sie an, die Offenlegung des Her-
kunftslandes einer Ressource vorzuschrei-
ben. Ein Fehlen dieses Herkunftsnachwei-
ses dürfe aber nicht dazu führen, die mit
einem Patent verbundenen Rechte zu be-
schneiden. Die Einhaltung dieser Regel
bliebe praktisch völlig dem Belieben des
Antragstellers überlassen, und wäre damit
in etwa so verbindlich wie die Richtge-
schwindigkeit auf deutschen Autobahnen.
An diesen Konfliktlinien hat sich seither
nichts Wesentliches geändert.

Aus NRO-Sicht unterminiert das TRIPS-
Abkommen die Ziele und Regeln der CBD.
Von daher fordern sie im Allgemeinen
Vorfahrt für Umweltabkommen vor Han-
delsregeln, was im konkreten Falle bedeu-
tet, dass die Regeln des TRIPS-Abkom-
mens den CBD-Regeln nachgeordnet
würden. Die Verpflichtung zur Offenle-
gung der Herkunft der verwendeten ge-
netischen Ressourcen, einschließlich der
Einhaltung der nationalen Bestimmungen
über Zugang und gerechten Vorteilsaus-
gleich, dürfen mithin nicht von den TRIPS-
Bestimmungen unterlaufen werden, die
unabhängig von der CBD den WTO-Mit-
gliedern vorschreiben, Patentschutz für
solche Erfindungen bereit zu stellen. Da-
von unbverührt bleibt die weitergehende
und grundsätzliche Forderung nach „Kein
Patent auf Leben!“

4.5 Das Streitschlichtungsabkom-
men



36

4. Der Stand der WTO-Verhandlungen

interessiert sind, können die Konflikt-
parteien um Teilnahme an den Konsulta-
tionen ersuchen. Wird innerhalb von zwei
Monaten keine Einigung erzielt, kann die
Partei, die ihre Rechte verletzt sieht, die
Einrichtung eines Expertengremiums be-
antragen, das den Fall berät. Dieser An-
trag kann vom Streitschlichtungsorgan
der WTO (Dispute Settlement Body - DSB),
in dem alle Mitgliedsländer vertreten
sind, nur einstimmig zurückgewiesen wer-
den. Da auch das antragstellende Land
zustimmen müsste, ist dies äußerst un-
wahrscheinlich.

Für jeden Streitfall benennt das WTO-
Sekretariat ein Panel aus drei oder fünf
unabhängigen Experten, das innerhalb
eines halben Jahres bewertet, ob eine Ver-
letzung eines WTO-Abkommens vorliegt.
Gegebenenfalls unterbreitet es Empfeh-
lungen zur Herstellung eines vertragskon-
formen Zustands. Dabei muss es die Ar-
gumente berücksichtigen, die ihm von
den Streitparteien und den Ländern, die
bei Einleitung des Verfahrens angezeigt
haben, dass ihre Interessen durch den Fall
ebenfalls berührt sind („third parties“), vor-
gelegt werden. Darüber hinaus ist das Pa-
nel berechtigt, von jedem Gremium oder
von Einzelpersonen Informationen einzu-
holen, die ihm relevant erscheinen.

Die Entscheidung des Panels muss vom
Streitschlichtungsorgan der WTO bestä-
tigt werden. Wiederum ist es sehr unwahr-
scheinlich, dass eine Panel-Entscheidung
zurückgewiesen wird, da dies Einstimmig-
keit erfordert, also auch den Widerspruch
der Partei, deren Auffassung durch das
Panel bestätigt wurde.

Ist eine der Parteien (in der Regel natür-
lich die unterlegene) der Auffassung, dass
der Entscheidung des Panels eine fehler-
hafte Auslegung der WTO-Verträge zu-
grunde liegt, hat sie das Recht, die Beru-
fungsinstanz (Appellate Body) einzuschal-
ten. Die sieben Mitglieder dieses Gremi-
ums werden vom Streitschlichtungsorgan
für vier Jahre berufen. Ihre Aufgabe ist es,
die rechtlichen Grundlagen der Panel-Ent-
scheidung zu überprüfen, sie dürfen je-

doch keine neuen Tatsachen in die Bewer-
tung einfließen lassen. Auch die Empfeh-
lungen des Appellate Body können nur
einstimmig vom Streitschlichtungsorgan
zurückgewiesen werden. Geschieht dies
nicht, sind sie verbindlich und müssen von
der unterlegenen Partei umgesetzt wer-
den. Wenn die Umsetzung nicht sofort
möglich ist, muss das vertragsverletzen-
de Land einen Zeitplan für die Umsetzung
vorlegen, der einstimmig angenommen
werden muss. Ist hierüber keine Einigung
möglich, setzt ein vom DSB eingesetzter
Schlichter eine Frist, die 15 Monate (ge-
rechnet von der Bestätigung der Entschei-
dung) nicht überschreiten soll.

Wird die Entscheidung auch innerhalb
dieser Frist nicht umgesetzt, kann das
Land, dessen Rechte verletzt wurden,
Kompensation zum Beispiel in Form von
verbessertem Marktzugang in anderen
Sektoren oder direkten Zahlungen verlan-
gen. Gibt es auch hierüber (wie in den bis-
herigen Fällen die Regel) keine Einigung,
kann es beim Streitschlichtungsorgan be-
antragen, dem vertragsverletzenden Land
Handelsvorteile zu entziehen, beispielswei-
se indem es höhere Zölle auf bestimmte
Produkte anwendet. Das Streitschlichtungs-
organ darf dem nur insoweit stattgeben,
wie es dem „Schaden“ entspricht, der
durch die ursprüngliche Vertragsverletzung
verursacht wurde. Grundsätzlich soll die-
se Sanktion in dem Sektor stattfinden und
im Rahmen des Abkommens angewendet
werden, in dem auch die Rechtsverletzung
stattfindet. Liegen schwerwiegende Grün-
de vor, die dieses Vorgehen ineffektiv
machen (zum Beispiel wenn das vertrags-
verletzende Land keine Exportinteressen
in dem entsprechenden Sektor hat), kön-
nen auch Maßnahmen in anderen Sek-
toren und unter anderen WTO-Abkom-
men ergriffen werden (zum Beispiel kann
die Verletzung von Bestimmungen des
TRIPS-Abkommens durch Strafzölle auf
landwirtschaftliche Produkte „kompen-
siert“ werden). Beide Parteien können ge-
gen die Entscheidung des DSB Einspruch
einlegen, dann beschließen entweder das
ursprüngliche Panel oder ein vom Gene-
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raldirektor eingesetzter Schiedsrichter, bis
zu welcher Höhe Sanktionen zulässig
sind.

Der Großteil der seit 1995 eingeleite-
ten Streitschlichtungsverfahren verlief
ohne größere Spannungen. Die Beteilig-
ten beachteten die festgelegten Prozedu-
ren, und meistens setzte die unterlegene
Partei die Empfehlungen der Panels be-
ziehungsweise der Berufungsinstanz um,
so dass nur in Ausnahmefällen Handels-
sanktionen angewandt wurden.

Gleichwohl wird schon an der Beschrei-
bung des Verfahrens deutlich, dass der Auf-
wand für die beteiligten Parteien insge-
samt sehr hoch ist. NRO sehen darin eine
Benachteiligung gerade für kleinere Ent-
wicklungsländer. Ihnen mangelt es an ju-
ristischer Expertise und den personellen
Ressourcen, vor allem um ihre Position
auch durch das Sammeln von Informatio-
nen in anderen Ländern zu untermauern.
Daher sind sie in der Regel darauf ange-
wiesen, Anwaltskanzleien aus Industrielän-
dern mit der juristischen Vorbereitung ei-
nes Streitfalls zu betrauen, was zu sehr
hohen Kosten führen kann (fünfstellige
Dollarbeträge pro Arbeitstag sind keine
Seltenheit). Dieses Problem wird dadurch
verschärft, dass der Prozess einen sehr
technischen und legalistischen Charakter
angenommen hat und die Panels häufig
Berichte von mehreren hundert Seiten pro-
duzieren, in denen jeder Aspekt des Falls
detailliert untersucht wird. Der 2006 vor-
gelegte Bericht des Panels im Streitfall
zwischen USA und EU über Importbe-
schränkungen für gentechnisch veränder-
te Produkte hatte über 1000 Seiten. Für
Entwicklungsländer stellt sich also die Fra-
ge, ob den beträchtlichen Kosten für die
Einleitung eines Streitschlichtungsver-
fahrens im Erfolgsfalle ausreichende Ge-
winne durch die Verbesserung der Han-
delsbedingungen gegenüber stehen.

Dies gilt umso mehr, als die Drohung
mit dem Entzug von Handelspräferenzen
zwar ein effektives Sanktionsinstrument
von ökonomisch starken Industrieländern
ist, die meisten Entwicklungsländer in der

Praxis aber kaum davon Gebrauch ma-
chen können. Denn sie stellen in fast allen
Sektoren nur einen kleinen Teil des Export-
marktes der Industrieländer dar, so dass
mögliche Sanktionen als wirkliche Drohung
kaum in Frage kommen. Darüber hinaus
bringt die Erhebung von Strafzöllen in der
Regel auch höhere Preise für die Importeu-
re und damit für Konsumenten und Unter-
nehmen mit sich, sofern nicht gleichwerti-
ger Ersatz aus anderen Ländern möglich
ist.

Werden die im Verfahren festgelegten
Fristen voll ausgeschöpft, können zwischen
der ursprünglichen Beschwerde und der
Umsetzung der Panel-Entscheidung mehr
als zwei Jahre vergehen, in denen die nicht
WTO-konformen Maßnahmen aufrecht
erhalten werden können. Das heißt, bis ein
Schiedsspruch feststeht, muss der Geschä-
digte mit der Rechtsverletzung irgendwie
fertig werden. Gerade kleinere Exporteu-
re aus Entwicklungsländern werden Proble-
me haben, einmal verlorene Märkte nach
so langer Zeit wieder zurück zu gewinnen.

Unter anderem auch von internationa-
len Umweltverbänden wird die mangeln-
de Transparenz und die Konzentration des
Verfahrens auf handelspolitische Aspekte
kritisiert. In vielen Fällen ist gerade nach
der Ausweitung des Geltungsbereichs der
WTO eine Abwägung zwischen handelspo-
litischen Zielen und anderen, übergeord-
neten Politikzielen (wie Umweltschutz) not-
wendig. Die aus Handelsexperten beste-
henden Panels, so die Kritik, können dies
nicht leisten, insbesondere dann nicht,
wenn sie unter Ausschluss der Öffentlich-
keit arbeiten und nur die Informationen der
Streitparteien bewerten. Umstritten sind in
diesem Zusammenhang vor allem Stel-
lungnahmen, die dem Panel ohne vorheri-
ge Aufforderung zugeleitet werden (sog.
amicus curiae-Briefe). Die stärksten Ausein-
andersetzungen über diese Frage gab es
in einem Fall, in dem der Appellate Body
die in einem amicus-curiae-Brief angeführ-
ten Argumente zur Begründung seiner Ent-
scheidung heranzog. Viele Entwicklungs-
länder protestierten heftig und wiesen
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darauf hin, dass Verbände dadurch wei-
tergehende Rechte als WTO-Mitglieder
erhielten.

Grundlage der in Doha beschlossenen
Verhandlungen ist ein Mandat aus den
Marrakesch-Verhandlungen im Jahre
1994. Das Streitschlichtungsorgan der
WTO, der Dispute Settlement Body (DSB)
begann im Jahre 1997 mit der Überprü-
fung seiner Verfahren. Obwohl nahezu alle
Mitglieder Verbesserungen für erforderlich
halten, konnte aufgrund der unterschied-
lichen Interessen bislang kein Konsens für
konkrete Maßnahmen gefunden werden.
Die Doha-Erklärung knüpfte an diesem
Überprüfungsprozess an und leitete auf
der Basis der bisherigen und neuer Vor-
schläge Verhandlungen ein.

Am wenigsten umstritten erscheinen bis-
lang Vorschläge ausschließlich prozedura-
ler Natur wie die Konkretisierung von Fris-
ten und des zeitlichen Ablaufs zwischen der
Feststellung der Nichteinhaltung eines
Schiedsspruchs und der Bestimmung mög-
licher Sanktionen. Heftig umstritten sind je-
doch Vorschläge, den Sanktionsmecha-
nismus so zu gestalten, dass er für Entwick-
lungsländer besser nutzbar wird. Einige
Entwicklungsländer haben einen ständigen
Fonds gefordert, der ihnen ermöglichen
soll, sich an Streitschlichtungsverfahren
effektiver zu beteiligen. Andere wollen er-
reichen, dass ihnen im Falle eines erfolg-
reichen Verfahrensabschlusses die Kosten
erstattet werden. Mit Blick auf das ökono-
mische Ungleichgewicht, das Entwick-
lungsländer daran hindern kann, ihr Recht
auch wirklich geltend zu machen, fordert
die Afrikanische Gruppe, dass betroffene
Entwicklungsländer das Recht haben sol-
len, kollektiv Vergeltungsmaßnahmen ge-
gen ein Industrieland anzuwenden, das
eine nicht WTO-konforme Praxis beibehält.

Von den Entwicklungsländern abge-
lehnt werden Vorschläge der EU und der
USA, die Schlichtungsverfahren transpa-
renter zu behandeln und stärker für Bei-
träge von nichtstaatlichen Organisatio-
nen zu öffnen. Neben generellen Vorbe-
halten, die manche Regierung auch NRO

gegenüber pflegt, spielt hier vor allem die
Sorge hinein, mächtige und finanziell
starke Organisationen, die die Wirtschaft
der Industrieländer repräsentieren oder
auch nur deren Interessen vertreten, könn-
ten Zugriff auf die Streitschlichtungsver-
fahren erhalten.

In den Verhandlungen gab es zu den
Vorschlägen für eine substantielle Reform
keine Annäherung - eine mögliche Eini-
gung wird sich daher voraussichtlich auf
rein prozedurale Fragen beschränken und
keine grundlegende Änderung bewirken.

Das Prinzip der besonderen und unter-
schiedlichen Behandlung der Entwick-
lungsländer (Special and Differential
Treatment, SDT) war bereits im GATT ver-
ankert und besteht in ca. 155 Bestimmun-
gen, die sich über alle WTO-Verträge ver-
teilen. Der Grundgedanke ist, dass die Re-
geln für alle gleichermaßen gelten, den
Entwicklungsländern jedoch Ausnahmen
offen stehen sollen. Dabei wird teilweise
die Gruppe der am wenigsten entwickel-
ten Länder (LDC) noch einmal gesondert
berücksichtigt.

In der Regel handelt es sich bei den
SDT-Bestimmungen um längere Über-
gangsfristen und abgeschwächte Ver-
pflichtungen, etwa für die Zollreduktion.
Mitunter sind Entwicklungsländer auch
Nutznießer von Maßnahmen, zu denen
sich Industrieländer verpflichtet haben,
etwa Marktzugang zu niedrigeren Zöllen.
Dass die praktische Wirksamkeit solcher
Verpflichtungen davon abhängt, inwieweit
sie tatsächlich umgesetzt werden, ist offen-
sichtlich.

Die bestehenden Bestimmungen zur
Vorzugsbehandlung werden den Bedürf-
nissen der Entwicklungsländer meist nicht
gerecht. Zeitlich befristete Ausnahmen
führen dazu, dass die Entwicklungsländer
über kurz oder lang eben doch die glei-

4.6 Vorzugsbehandlung der Ent-
wicklungsländer und Implemen-
tierungsfragen
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chen Regeln wie die entwickelten Länder
zu erfüllen haben - unabhängig von ih-
ren tatsächlichen ökonomischen Kapazi-
täten. Und auch abgeschwächte Verpflich-
tungen - wie etwa im Bereich der Zollsen-
kungen im Agrarvertrag - bedeuten letzt-
lich eine etwas geringere Anpassung in
die gleiche ökonomische Richtung.

Daher fordern viele Entwicklungsländer,
unterstützt von NRO, substanziell andere
Regeln. In Doha hatten sich die WTO-Mit-
glieder geeinigt, alle bestehenden SDT-
Bestimmungen zu überprüfen, um sie zu
stärken, zu präzisieren und für die Interes-
sen der Entwicklungsländer zu operationa-
lisieren. Daraufhin legten verschiedene Ent-
wicklungsländer nahezu 100 Vorschläge
vor. Sie reichten von verbindlicheren For-
mulierungen für von Industrieländern ver-
sprochene Unterstützung bis hin zum Recht
für Entwicklungsländer, bestimmte Ver-
pflichtungen einseitig zurücknehmen zu
können, wenn dies im Rahmen einer na-
tionalen Entwicklungsstrategie nötig ist.

Bald nach Doha entbrannte ein Streit
darüber, ob - wie die Entwicklungsländer
argumentieren - die Doha-Erklärung das
Mandat erteile, den Wortlaut bestehen-
der WTO-Abkommen zu überprüfen und
gegebenenfalls zu ändern. Dies sollte
nach dem Verständnis der Entwicklungs-
länder außerhalb des umfassenden
Verhandlungpaketes stattfinden, so dass
sie keine Zugeständnisse in anderen Be-
reichen (etwa Landwirtschaft, Dienstlei-
stungen) machen müssten. Die Industrie-
länder hielten entgegen, dass Vertrags-
änderungen nur über Verhandlungen zu
erreichen seien und diese dann als Teil
des Gesamtpakets anzusehen wären. Zu
einseitigen Zugeständnissen an die Ent-
wicklungsländer waren sie nicht bereit. Mit
dieser Auffassung setzten sie sich letztlich
durch, was aber auch nicht zu einer An-
näherung in der Substanz geführt hat.

Ein ähnliches Schicksal erfuhren die
Implementierungsforderungen der
Entwicklungsländer. Hier ging es um eine
Nachbesserung von Abkommen aus der
Uruguay-Runde, deren Auswirkungen erst

nach der Unterzeichnung ausreichend
deutlich geworden waren. Als Konsequenz
forderten Entwicklungsländer Unterstüt-
zung bei der Umsetzung einiger Abkom-
men, längere Umsetzungsfristen für an-
dere und die Änderung einzelner Bestim-
mungen in wieder anderen. Das in Doha
beschlossene Mandat war so unkonkret,
dass von vornherein keine wirksamen Er-
gebnisse zu erwarten waren, andere For-
derungen wie die nach der schnelleren
Umsetzung des Textilabkommens erledig-
ten sich von selbst, weil die ursprünglichen
Fristen erreicht wurden, die wenigen subs-
tanziellen Punkte wurden in die allgemei-
nen Verhandlungen integriert - und dort
bislang ohne Fortschritte diskutiert.

Ein sehr begrenzter Teil der SDT-Agen-
da spielte dann plötzlich im Vorfeld der
Ministerkonferenz von Hongkong eine
starke öffentliche Rolle. Grund dafür war,
dass das ursprüngliche Verhandlungsziel,
die Verabschiedung von umfassenden
Verhandlungsmodalitäten, nicht würde
erreicht werden können. Um überhaupt
etwas vorweisen zu können und an die
alte politische Rhetorik der „Entwicklungs-
runde“ anzuschließen, schlug die EU vor,
in Hongkong ein „Entwicklungspaket“ zu
verabschieden.

Teil dieses Pakets sollten die seit Cancún
von den afrikanischen Ländern geforder-
te Abschaffung der handelsverzerrenden
Baumwollsubventionen, der zoll- und quo-
tenfreie Marktzugang für alle Produkte aus
LDC in alle Industrieländer und eine poli-
tische Verpflichtung sein, mehr handelsbe-
zogene Hilfe (Aid for Trade) zu leisten. Für
die EU war das Paket günstig geschnürt,
da sie den zoll- und quotenfreien Marktzu-
gang für LDCs schon seit 2001 gewährt
beziehungsweise einen Zeitplan für die
völlige Marktöffnung beschlossen hat.
Auch zahlt sie deutlich weniger Baumwoll-
subventionen als die USA und hatte schon
im Vorfeld von Hongkong eine Reform be-
schlossen. Die USA zeigte sich von dem
Paket denn auch wenig begeistert und
weigerte sich, den Abbau der Baumwoll-
subventionen zuzusagen (vgl. S. 26, Kas-
ten zu Baumwolle). Beim Marktzugang für
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die am wenigsten entwickelten Länder setz-
ten die USA und Japan durch, dass dies nur
für 97% aller Produkte gelten muss. Damit
können gerade die Sektoren, die für LDC
wie Bangladesch und Kambodscha beson-
ders interessant sind (Textilien, Lederwaren
und Reis), weitgehend ausgenommen wer-
den. Dies noch als Durchbruch für die

Entwicklungsrunde zu verkaufen, wagte
dann nicht einmal mehr das WTO-Sekre-
tariat. Was somit blieb, war das verspre-
chen der EU, bis 2013 zusätzlich 2 Milliar-
den Euro für handelsbezogene Hilfe aus-
zugeben, und eine WTO-Arbeitsgruppe
zum Thema, die die Umsetzung entspre-
chender Programme beobachten soll.
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Ende der 1990er Jahre forderten
zahlreiche NRO, Gewerkschaften
und politische Parteien, die Ent-

scheidungsprozesse in der WTO transpa-
renter zu machen und zu demokratisie-
ren sowie Nachhaltigkeitsthemen wie
Umweltschutz und Arbeitsrechte zu veran-
kern. Dies wurde teilweise von EU und
USA aufgegriffen, stieß aber bei vielen
Entwicklungsländern auf heftigen Wider-
stand, besonders was die Ausweitung der
WTO-Kompetenzen angeht.

In der Folge wurde das Thema Handel
und soziale Entwicklung einschließlich
grundlegender Arbeitsrechte bereits in der
Doha-Erklärung aus dem Arbeitspro-
gramm (und damit der Verhandlungs-
runde) gedrängt. In den Verhandlungen in
Cancún und Hongkong spielte es dann
wenig überraschend keine Rolle. Die in der
Präambel ebenfalls beschlossene Zusam-
menarbeit von WTO-Sekretariat und Inter-
nationaler Arbeitsorganisation (ILO) hat
erst im Jahr 2007 zu einem ersten Ergeb-
nis geführt: Einem gemeinsamen Bericht
über Handel und Beschäftigung. Greifba-
re Ergebnisse stehen hier allerdings nach
wie vor noch aus.

Zum Thema Handel und Umwelt wur-
den in Doha dagegen Verhandlungen be-
schlossen.

5. Nachhaltige Entwicklung
und WTO-Reform

Das Umweltthema ist im WTO-Kontext
nicht ganz neu. Bereits der GATT-Vertrag
von 1947 enthält in Art. XX umweltpoli-
tisch relevante Bestimmungen. Bei Grün-
dung der WTO wurde die Einrichtung ei-
nes eigenen Komitees zu Handel und

5.1 Handel und Umwelt

Umwelt beschlossen, in dessen Rahmen
aber keine Verhandlungen geführt wur-
den. Es soll als Diskussionsforum dienen,
um das Verhältnis zwischen Handel und
umweltpolitischen Maßnahmen zu klären
und Empfehlungen entwickeln, ob Anpas-
sungen in den WTO-Verträgen vorgenom-
men werden sollten, damit umweltpoliti-
sche Ziele unterstützt werden.

5.1.1 Die Auslegung umweltrele-
vanter WTO-Regeln in Streitfällen

Wegen der Ergebnislosigkeit der Bera-
tungen im Komitee zu Handel und Um-
welt haben die Streitschlichtungsverfah-
ren, insbesondere die Berufungsinstanz,
eine zentrale Rolle bei der Abwägung
handels- und umweltpolitischer Zielset-
zungen erhalten. Die Interpretation der
einschlägigen WTO-Bestimmungen hat
sich in diesen Verfahren weiter entwickelt.
Ein entscheidender Aspekt ist die Defini-
tion des Begriffs „gleichartige Produkte“
(like products), die nach Art. III des GATT
gleich behandelt werden müssen. Die
„Gleichartigkeit“ von Produkten wird
nach allgemeinem Verständnis anhand
der physischen Eigenschaften bestimmt.

In der Entscheidung im Streitfall um das
Verbot von Asbest in der EU wurde erst-
mals klargestellt, dass Produkte, die dem-
selben Verwendungszweck dienen, aber
unterschiedlich gesundheitsschädlich
sind, nicht als „gleichartige Produkte“ an-
zusehen sind. Die unterschiedlichen Aus-
wirkungen auf die Gesundheit werden als
Unterschied in den physischen Eigen-
schaften anerkannt. Asbest und andere
Dämmstoffe sind somit keine gleicharti-
gen Produkte. Wichtig ist dabei, dass die
Gesundheitsgefahr bei der Anwendung
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von Asbest auf dem Gebiet der EU auf-
tritt. Mit anderen Worten: Diskriminieren-
de Maßnahmen (etwa Einfuhrverbote)
sind nur aufgrund gesundheitlicher und
ökologischer Schäden im Importland zu-
lässig. Die Herstellungsverfahren im Ur-
sprungsland spielen dagegen keine Rol-
le. Produkte, deren physische Eigenschaf-
ten auch in Bezug auf Umwelt und Gesund-
heit keine gravierenden Unterschiede auf-
weisen, gelten als gleichartige Produkte
und müssen nach Art. III auch gleich be-
handelt werden.

Das Urteil im Asbeststreitfall bestätigt
damit die auch in den Abkommen zu tech-
nischen Handelshemmnissen (TBT) und
sanitären und phytosanitären Maßnah-
men (SPS) festgelegte Unterscheidung,
wonach Produkte nur aufgrund ihrer phy-
sischen Eigenschaften, nicht jedoch auf-
grund ihrer Produktionsmethoden unter-
schiedlich behandelt werden dürfen.

Einige Fragen sind dabei noch nicht
abschließend geklärt. So ist nicht eindeu-
tig, inwieweit Handelsbeschränkungen
zulässig sind, wenn sich Umwelt- oder
Gesundheitsgefahren aus einem Produkt
nicht eindeutig wissenschaftlich nachwei-
sen lassen. Aus umwelt- und gesundheits-
politischer Perspektive sollte hier das Vor-
sorgeprinzip angewandt werden, nach
dem bei drohenden schweren Schädi-
gungen Maßnahmen zur Gefahrenab-
wehr auch dann ergriffen werden sollen,
wenn ein wissenschaftlicher Beweis für das
Eintreten von Schäden und letztliche Klar-
heit über die Kausalzusammenhänge
noch aussteht. Im SPS-Abkommen über
sanitäre und phytosanitäre Maßnahmen
der WTO wird dagegen grundsätzlich
eine wissenschaftliche Risikoabschätzung
gefordert. Zwar ist ausnahmsweise zuläs-
sig, vorübergehend Handelsbeschrän-
kungen einzuführen, wenn noch keine ein-
deutigen wissenschaftlichen Ergebnisse
vorliegen. Mit dieser Klausel ist jedoch
bestenfalls eine stark eingeschränkte An-
wendung des Vorsorgeprinzips möglich.

Das in diesen Fragen enthaltene
Konfliktpotenzial wird deutlich, wenn

man sich die damit zusammenhängen-
den Fragen einer Beschränkung oder ei-
nes Verbots gentechnisch veränderter Pro-
dukte vor Augen führt. Wenn die gesund-
heitlichen und ökologischen Folgeab-
schätzungen noch nicht ausreichend wis-
senschaftlich belegt sind, so ist eben die
Frage, ob gesundheitlich oder ökologisch
motivierte Vorsorge ausreicht, um etwa
gentechnisch veränderte Nahrungsmittel
in besonderer Weise zu behandeln oder
vom Markt fernzuhalten. Mit ihrer Klage
vor der WTO, die sich vor allem gegen
das faktische Moratorium für die Zulas-
sung gentechnisch veränderter Nahrungs-
mittel in der EU richtete, wollten die USA
eben genau erreichen, dass die EU ihre
Märkte auch für gentechnisch veränderte
Nahrungsmittel öffnet. Gewonnen haben
die USA den Fall vor allem wegen der
internen Widersprüche innerhalb in der
EU, die (letztlich durch Entscheidungen der
Kommission) bestimmte Pflanzen einer-
seits zugelassen hat, deren Anbau von
einigen Mitgliedsstaaten aber gleichwohl
verboten wurde.

Die wichtigere und über den eigentli-
chen Streitfall hinaus weisende Frage, ob
und inwieweit eine für Handel zuständi-
ge Organisation wie die WTO über Zu-
lassung oder Nichtzulassung gentech-
nisch veränderter Nahrungsmittel ent-
scheiden kann, blieb dabei ungeklärt.

In dem Zusammenhang gleichfalls
nicht abschließend entschieden ist, inwie-
weit die Kennzeichnung von Produkten
bezüglich ihrer Produktionsprozesse und
-methoden nicht doch vom TBT-Abkom-
men erfasst wird. Dies ist offensichtlich
relevant für die EU-Kennzeichnungspflicht
für gentechnisch veränderte Lebensmittel,
die im Streit mit den USA nicht zur Debatte
stand, weil sie zu dessen Beginn noch nicht
in Kraft war. Die US-Gentechniklobby for-
dert aber seit längerem vehement eine
Klage dagegen. Eine klare und eindeuti-
ge Formulierung enthält das TBT-Abkom-
men nicht. Die Mehrzahl der WTO-Mit-
glieder geht davon aus, dass das TBT-Ab-
kommen sich nur auf Kennzeichnungen
bezieht, die Produkteigenschaften deut-
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lich machen. Folglich wären auf Produk-
tionsmethoden basierende Kennzeichen
nicht zulässig, wenn sie den Marktzugang
anderer WTO-Mitglieder behindern. Ein
entsprechender Streitfall, der als Interpre-
tationsrichtlinie dienen könnte, ist bislang
noch nicht aufgetreten.

Dessen ungeachtet erlauben die bereits
erwähnten Ausnahmebestimmungen des
Art. XX von den WTO-Prinzipien abzuwei-
chen, falls dies „notwendig zum Schutz der
Gesundheit von Menschen, Tieren und
Pflanzen“ ist, „im Zusammenhang mit
Maßnahmen zum Schutz erschöpflicher
natürlicher Ressourcen“ steht und nicht zu
protektionistischen Zwecken oder zu einer
willkürlichen Diskriminierung zwischen
WTO-Mitgliedsländern missbraucht wird.
Eine wegweisende Auslegung des Art. XX
wurde wiederum in einem Streitschlich-
tungsverfahren entwickelt, dem viel beach-
teten Garnelen-Schildkröten-Fall (shrimp-
turtle-case). Hintergrund ist ein Gesetz in
den USA, das zum Schutz der vom Aus-
sterben bedrohten Meeresschildkröten
erlassen wurde. Beim Fang von Garne-
len auf hoher See geraten die Schildkrö-
ten oft in die Netze und ertrinken. Per Ge-
setz ist den US-Fischern nur die Verwen-
dung von Netzen erlaubt, die den Schild-
kröten eine Fluchtmöglichkeit lassen.
Darüber hinaus erlaubte es den Import
von Garnelen nur aus solchen Ländern,
in denen diese Fangtechnik ebenfalls
gesetzlich vorgeschrieben war. Einige
asiatische Länder, vor allem Indien, Ma-
laysia und Thailand, legten Beschwerde
bei der WTO ein, da sie in diesem Ge-
setz eine Diskriminierung von gleicharti-
gen Produkten (Garnelen) gemäß ihrer
Produktionsmethoden (die verwendeten
Netze) und damit eine Verletzung von
GATT Art. III sahen. Die Berufungsinstanz
kam zu dem Urteil, dass das Importverbot
zwar eine Verletzung von GATT Art. III
darstelle, allerdings rechtfertige der
Schutz der vom Aussterben bedrohten
Schildkröten nach Art. XX diese Verlet-
zung. Das Importverbot der USA wurde
vor allem kritisiert, weil vor der Verhän-
gung keine ernsthaften Verhandlungen

mit den klagenden Ländern geführt wur-
den, und den dortigen Fischern, im Unter-
schied zu denen aus lateinamerikani-
schen Ländern, keine Unterstützung zur
Änderung der Fangtechnik gewährt wur-
de. Das Urteil lässt offen, welche Rolle die
Tatsache spielt, dass die Schildkröten sich
in internationalen Gewässern aufhalten,
also nicht ausschließlich auf dem Hoheits-
gebiet eines WTO-Mitglieds. Es ist mithin
nicht direkt abzusehen, wie zum Beispiel
ein Importverbot für Palmöl zum Schutze
des indonesischen Regenwalds bewertet
werden würde.

5.1.2 Die Verhandlungen zu Umwelt
in der Doha-Runde

Im Vorfeld der Konferenz von Doha for-
derte einzig die EU (zusammen mit klei-
neren europäischen Ländern), den Beginn
von Verhandlungen zum Thema Handel
und Umwelt. Indem sie versicherte, die
bestehenden Verträge der WTO nicht än-
dern, sondern lediglich über eine Ausle-
gung verhandeln zu wollen, bewegte sich
die EU im Laufe der Zeit auf die ableh-
nende Haltung der meisten Entwicklungs-
länder und der USA zu.

 In der Einleitung der Doha-Erklärung
bekräftigen die WTO-Mitglieder „erneut“
und „verstärkt“, dass sie sich dem Ziel der
nachhaltigen Entwicklung verpflichtet füh-
len. Auch wird betont, dass jedes Mitglied
der WTO das Recht hat, Maßnahmen zum
Schutz des Lebens und der Gesundheit von
Menschen, Tieren und Pflanzen oder der
Umwelt zu unternehmen. Dabei kann je-
des Land sein Schutzniveau selbst bestim-
men. Allerdings wird vorausgesetzt, dass
diese Maßnahmen nicht willkürlich oder
ungerechtfertigt und in Übereinstimmung
mit den WTO-Verträgen sind.

Über solch eher allgemeine Formulie-
rungen in der Präambel hinaus haben die
WTO-Mitglieder in Doha Verhandlungen
über das Verhältnis zwischen bestehenden
WTO-Regeln und den spezifischen Han-
delsverpflichtungen, die in Multilateralen
Umweltabkommen (Multilateral Eniron-
mental Agreements, MEAs) festgeschrie-
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ben sind, beschlossen. Allerdings gibt es
für die angestrebte Klärung enge Vorga-
ben. Die Verhandlungen sind auf die An-
wendbarkeit existierender WTO-Regeln auf
die Vertragsstaaten der fraglichen MEAs
begrenzt. Sie sollen ausdrücklich nicht die
WTO-Rechte eines WTO-Mitgliedes prä-
judizieren, das nicht Vertragsstaat des ent-
sprechenden MEA ist. Dieser letzte Punkt
ist insbesondere den USA geschuldet, die
als WTO-Mitglied einige Umweltabkom-
men (zum Beispiel die Konvention über
biologische Vielfalt, das Biosafety-Proto-
koll und das Kyoto-Protokoll) nicht ratifi-
ziert haben. Damit ist die wirklich umstrit-
tene Frage einerseits ausgeklammert und
andererseits auch indirekt geklärt. Ein
Land kann seine handelsbezogenen Rech-
te aus einem internationalen Umweltab-
kommen gegenüber anderen WTO-Mit-
glieder nicht über die WTO durchsetzen.

Ferner wurden Verhandlungen über
Verfahren für den regelmäßigen Informa-
tionsaustausch zwischen den Sekretaria-
ten der Umweltabkommen und den ent-
sprechenden WTO-Komitees beschlos-
sen. Dabei sollen auch die Kriterien über
die Vergabe des Beobachterstatus für
MEA-Sekretariate in den WTO-Gremien
festgelegt werden. Schließlich wurden Ver-
handlungen über die Verringerung oder
die Beseitigung von Zöllen und nichttari-
fären Handelshemmnissen für Umweltgü-
ter und Umweltdienstleistungen wie auch
zur Klärung und Verbesserung der WTO-
Regeln zu Fischereisubventionen verein-
bart.

Obwohl die EU nur einen kleinen Teil
ihrer Umweltforderungen durchsetzen
konnte, stellte sie die Ergebnisse zu Um-
weltfragen der Doha-Erklärung als einen
großen Erfolg dar. Wichtige, nicht nur von
der EU, sondern auch von den Umwelt-
verbänden eingeforderte Punkte fehlen
allerdings. So gibt es keine Festlegung,
dass zukünftig Kernprinzipien des Umwelt-
schutzes - wie das Vorsorgeprinzip - im
Handelsrecht Berücksichtigung finden.

Doch mindestens ebenso gravierend
dürften die Gefahren sein, die in den

Doha-Beschlüssen zu Handel und Umwelt
stecken: durch die in Nebensätzen verbor-
genen Vorgaben für die Verhandlung des
Verhältnisses zwischen Handelsregeln und
Umweltregeln könnte erzwungen werden,
dass die Umweltregeln sich grundsätzlich
an Handelsregeln zu orientieren haben
und nicht umgekehrt.

Auch der Punkt, den Marktzugang für
Umweltgüter und -dienstleistungen zu ver-
bessern, birgt Risiken. Verbesserung des
Marktzuganges heißt weitere Liberalisie-
rung der Märkte und meint den Abbau
von Zöllen und nichttarifären Handels-
maßnahmen. Zu den Umweltdienstleis-
tungen zählen auch solche Dienstleistun-
gen wie die Wasserver- und Abwasserent-
sorgung, die kritisch im Kontext der lau-
fenden GATS-Verhandlungen diskutiert
werden. Da Liberalisierung immer mit
dem Abbau von Regulierungen einher-
geht, besteht durchaus die Gefahr, dass
gerade die Liberalisierung des Marktes
für Umweltdienstleistungen auch sinnvolle
Umwelt- und gesundheitspolitische Aufla-
gen beseitigen kann.

Während Umweltdienstleistungen ei-
nigermaßen definiert sind, variieren die
Vorstellungen, was unter einem Umwelt-
gut zu verstehen ist, zwischen Bio-Kartof-
fel, Solarenergiegerätschaften und einem
auf seine Funktion als Kohlenstoffspeicher
reduzierten Wald. Hier kann der Abbau
von Zöllen in vielen Bereichen durchaus
sinnvoll sein, zum Beispiel, um Umwelt-
technologie preisgünstiger zu machen. In
den meisten Ländern sind die Zölle auf
entsprechende Produkte allerdings schon
so niedrig, dass die tatsächlichen Effekte
begrenzt wären.

Die Mehrzahl der Entwicklungsländer
sieht ihre Interessen im Bereich multilate-
raler Umweltabkommen (MEAs) besser
aufgehoben. Sie haben die Erfahrung
gemacht, dass ihre umweltpolitische
Agenda in der WTO nicht zum Zuge
kommt, wie das Beispiel der Überprüfung
von TRIPS Art. 27.3 (b) verdeutlicht. (s.
4.4.3) Auch die NRO wollen die Kompe-
tenzen der WTO nicht auf Umweltpolitik
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ausgedehnt sehen. Sie fordern, die WTO-
Regeln den Regeln und Zielen multilate-
raler Umweltabkommen nachzuordnen.

Die Ministerkonferenz in Seattle rück-
te die fehlende Transparenz und die ex-
klusiven Strukturen bei der Entscheidungs-
findung in den Blickpunkt einer größeren
Öffentlichkeit. Die auf den Straßen pro-
testierenden sozialen Bewegungen kriti-
sierten, dass ihre Interessen und Anliegen
in einer reinen Regierungskonferenz nicht
angemessen repräsentiert seien. Die Ver-
treter gerade kleinerer Entwicklungslän-
der im Konferenzzentrum protestierten
dagegen, dass sie noch nicht einmal dar-
über informiert würden, wann wo Entschei-
dungen getroffen würden. Von einer
gleichberechtigten Beteiligung an den Ent-
scheidungsprozessen könne erst recht kei-
ne Rede sein. Seattle machte gravierende
Defizite der WTO in der internen Transpa-
renz und Beteiligung als auch im Verhält-
nis zu Zivilgesellschaft und Nichtregier-
ungsorganisationen offensichtlich.

5.2.1 Beteiligung der Entwicklungs-
länder

Die WTO-Verträge sehen formal die
Gleichberechtigung aller Mitgliedstaaten
vor. Jedes Land hat das Recht, Vertreter
in jedes Gremium zu entsenden, und in
der Regel sollen Entscheidungen nach
dem Konsensprinzip getroffen werden.
Nur wenn dies nicht möglich ist, wird ab-
gestimmt, wobei jedes Land eine Stim-
me hat. In der Praxis können die WTO-
Mitglieder diese formal gleichen Beteili-
gungsrechte jedoch nur sehr unterschied-
lich wahrnehmen.

In Seattle waren gerade Vertreter afri-
kanischer Länder empört darüber, dass
wichtige Diskussionen nicht in den dafür
eingesetzten formellen Arbeitsgruppen,
sondern in informellen Green-Room-Sit-
zungen geführt wurden. Die Praxis der
Green Rooms wurde aus den Verhand-
lungsrunden des GATT vor Gründung der

5.2 Reform der WTO?

WTO übernommen. Der Vorsitzende der
Konferenz (in der Regel der Handelsminis-
ter des gastgebenden Landes) und der
WTO-Generalsekretär laden eine Gruppe
von 15-25, manchmal 30 Mitgliedslän-
dern zu informellen Beratungen ein, um
über Fragen zu verhandeln, die in den für
alle Mitglieder offenen Plenarsitzungen
gelöst werden können.

Die größten Industrieländer, die soge-
nannte Quad-Gruppe (USA, EU, Japan,
Kanada), nahmen in der Vergangenheit
an allen Green-Room-Sitzungen teil und
waren in der Regel auch an der Auswahl
der anderen Teilnehmer beteiligt. Die an-
deren Mitgliedsländer wurden, zumindest
offiziell, nicht darüber in Kenntnis gesetzt,
ob, wann und zu welchem Thema eine Sit-
zung im Green Room stattfindet, und wer
sich dort trifft. Gleichwohl wurden die Er-
gebnisse dem offiziellen Plenum als ferti-
ger „Kompromiss“ vorgelegt.

Die kleineren Entwicklungsländer wer-
den damit stark unter Druck gesetzt, zu-
zustimmen, obwohl sie bei der Aushand-
lung nicht beteiligt waren und keine Mög-
lichkeit hatten, ihre Interessen zu äußern.
In Situationen wie in Seattle oder in Doha,
wo die Frage des Umfangs einer neuen
Verhandlungsrunde auf der Tagesord-
nung stand, werden im Green Room prak-
tisch sämtliche Entscheidungen getroffen.
Das Gesamtpaket der Themen ist ja gera-
de Gegenstand der Verhandlungen - Län-
der, die sich nicht im Green Room befinden,
sind damit zu einer Statistenrolle verurteilt.
Noch bedeutender ist dieses Problem in
der Endphase einer Verhandlungsrunde,
wenn ein Gesamtpaket von bindenden Ver-
trägen beschlossen wird.

Auch bei der alltäglichen Arbeit in
Genf haben viele Entwicklungsländer Pro-
bleme, sich effektiv an den Entscheidungs-
prozessen zu beteiligen. Schon die Zahl
der Sitzungen in den regulären Ausschüs-
sen und Komitees übersteigt mit 40 - 45
in einer durchschnittlichen Arbeitswoche
die Kapazität der meisten Entwicklungs-
länder bei weitem. Viele der am wenigs-
ten entwickelten WTO-Mitglieder haben
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gar keine Vertretung in Genf, andere sind
nur mit ein oder zwei Vertretern besetzt.
Es ist ihnen daher schon praktisch nicht
möglich, an allen, oft parallel stattfinden-
den Sitzungen teilzunehmen. Das verrin-
gert ihre Möglichkeiten, an der Entschei-
dungsfindung mitzuwirken noch stärker, als
es auf den ersten Blick erscheinen mag.
Das Konsensprinzip wird in der WTO näm-
lich so ausgelegt, dass eine konsensuale
Entscheidung als vereinbart gilt, wenn in
der betreffenden Sitzung des zuständigen
Gremiums keines der anwesenden (!) Mit-
glieder Einspruch erhebt. Damit werden
Konsensentscheidungen in der Regel von
weniger als der Hälfte der Mitgliedsstaa-
ten getroffen. Darüber hinaus werden vie-
le Entscheidungen auch in der alltäglichen
Praxis der WTO in informellen Sitzungen
und bilateralen Gesprächen vorbereitet,
die zusätzlich zu den formellen Treffen und
noch häufiger als diese stattfinden.

Unmittelbar nach der gescheiterten Kon-
ferenz von Seattle begann eine Diskussion
zur institutionellen Reform der WTO. Dabei
wurde relativ schnell deutlich, dass die mei-
sten Forderungen der Entwicklungsländer
sich nicht auf die grundlegende Änderung,
sondern auf die transparentere Anwendung
der existierenden Mechanismen richten. So
bestand Einigkeit, am Konsensprinzip fest-
zuhalten, und es nicht durch regelmäßige
Abstimmung oder gar die Verlagerung von
Entscheidungen in ein „Exekutivkomitee“
oder andere Strukturen zu ersetzen, in de-
nen nicht alle WTO-Mitglieder vertreten wä-
ren. Vorschläge in dieser Richtung kamen
von einigen Industrieländern.

Durch die Selbstorganisation der Ent-
wicklungsländer in Verhandlungsgruppen
hat sich das Transparenzproblem infor-
mell etwas entschärft. Zu den Green
Rooms werden in der Regel Vertreter al-
ler Gruppen eingeladen, die dann idea-
lerweise ihren Gruppen berichten. Auf der
anderen Seite wird die Herausbildung
einer neuen informellen „Führungsgrup-
pe“ der WTO-Mitglieder, der sogenann-
ten „G6“ (EU, USA, Japan, Australien, Bra-

silien und Indien) mit gemischteren Ge-
fühlen gesehen. Zwar werden wichtige
Treffen dieser Gruppe angekündigt (häu-
fig auch als G4 ohne Japan und Austra-
lien), Brasilien und Indien berichten ihren
Gruppen aber anscheinend nicht sehr in-
tensiv, nicht zuletzt weil zwischen den
Verhandlungsparteien ausdrücklich Ver-
traulichkeit vereinbart ist.

Die informellen und intransparenten
Verfahren, die die WTO vom alten GATT
übernommen hat, beschränken nicht nur
die Mitsprache kleinerer Entwicklungslän-
der, sondern auch die Informations- und
noch mehr die Konsultationsmöglichkei-
ten zivilgesellschaftlicher Gruppen und Or-
ganisationen. Vertreter der Privatwirtschaft
und ihrer Verbände hatten und haben da-
bei durch informelle Kontakte sehr viel bes-
seren Zugang zu Dokumenten und Diskus-
sionsprozessen als Nichtregierungsorga-
nisationen, die Gemeininteressen wie
Umweltschutz, Entwicklung und Soziales
vertreten. In der Uruguay-Runde waren,
gerade in der Delegation der USA, Perso-
nen mit Verhandlungen in Sektoren be-
traut, die für die Unternehmen, für die sie
zuvor gearbeitet hatten, von besonderer
Bedeutung sind. So war der US-Verhand-
lungsführer für Dienstleistungen zuvor für
den Finanzkonzern American Express tä-
tig und der für Landwirtschaft für den welt-
größten Agrarhandelskonzern Cargill.
Diese Personen kehrten nach Abschluss der
Verhandlungen wieder zu ihren alten Ar-
beitgebern zurück. Durch solche informel-
len Kanäle haben Privatunternehmen ei-
nen bedeutenden Einfluss auf die Gestal-
tung und Auslegung der WTO-Abkommen.
Organisationen, die Allgemeininteressen
vertreten, verfügen über keine auch nur an-
nähernd vergleichbaren Zugänge. Sie
sind darauf angewiesen, die Verhandlun-
gen „von außen“ zu beobachten und so
weit wie möglich zu beeinflussen.

5.3 Transparenz der WTO und
die Rolle der NRO
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Die Mindestvoraussetzung hierfür ist
die Information über die aktuellen Vor-
gänge in der WTO. Seit der Gründung
1995 gab es in diesem Bereich gewisse
Fortschritte. Das Sekretariat veranstaltet
in regelmäßigen Abständen Briefings für
interessierte Organisationen in Genf, wo
zumindest eingeschränkt über aktuelle
Entwicklungen berichtet wird. Darüber
hinaus haben Symposien zu Themen wie
Entwicklung und Umwelt stattgefunden,
auf denen einige zivilgesellschaftliche
Gruppen die Möglichkeit hatten, ihre An-
liegen mit WTO-Mitgliedern zu diskutie-
ren. Die von den Mitgliedern in die offizi-
ellen Gremiensitzungen eingebrachten
Papiere werden zeitnah auf der Internet-
seite der WTO zugänglich gemacht. Da-
gegen werden die Protokolle der Treffen
und Hintergrunddokumente des Sekreta-
riats drei Monate lang unter Verschluss
gehalten und nur dann veröffentlicht,
wenn kein Mitglied Widerspruch erhebt.
Zu informellen „non-papers“ und den Er-
gebnissen informeller Beratungen gibt es
keinen direkten Zugang. Allerdings stellt
sich auch irgendwann die Frage, wer un-
ter den NRO eine noch größere Informati-
onsmenge verarbeiten und bewerten soll.
Trösten mag da, dass auch die allermei-
sten Regierungen vor dem gleichen Pro-
blem stehen.

Auf nationaler Ebene gibt es, nicht nur
in Entwicklungsländern, oft noch sehr viel
größere Defizite in der Transparenz der
handelspolitischen Entscheidungsprozes-
se. Gerade in der EU, in der die Kompe-
tenzen bei der Kommission liegen, die
Mitgliedsländer aber mehrheitlich zustim-
men müssen, ist es außerordentlich

schwierig, den „richtigen“ Gesprächspart-
ner zu finden. Diskussionspapiere und
Stellungnahmen, die Rückschlüsse auf
von der EU geplante Initiativen zulassen,
sind eher zufällig und auf informellen Ka-
nälen zugänglich. Daran haben auch die
seit Anfang 2000 stattfindenden Dialoge
der Generaldirektion Handel mit der „Zi-
vilgesellschaft“, an denen sich auch die
Wirtschaft beteiligt, nichts Grundlegendes
geändert.

Die nationalen Parlamente sind oft-
mals noch weniger über die Aktivitäten
der Regierungen in der WTO informiert
als interessierte NRO. Selbst die zustän-
digen Ausschüsse werden nicht immer
zeitnah und regelmäßig unterrichtet. Die
Ergebnisse der Uruguay-Runde wurden
etwa vom Deutschen Bundestag nach nur
kurzer Debatte und fast einstimmig ratifi-
ziert. Und wenn die Volksvertreter im
Deutschen Bundestag, wie im Vorfeld von
Cancún geschehen, einen Beschluss fas-
sen, der in weiten Teilen der Politik des
federführenden Ministeriums für Wirt-
schaft und Arbeit nicht entspricht, so wird
dies einfach ignoriert. Die Forderung des
Parlaments, die Verhandlungen zu neuen
Themen so lange zurück zu stellen, bis
substanzielle Ergebnisse in den für Ent-
wicklungsländer wichtigen Fragen erzielt
wurden, wurde von dem verantwortlichen
Wirtschaftsministerium in Cancún weder
umgesetzt, noch wurde überhaupt nur po-
sitiv darauf Bezug genommen. Der Bun-
destagsbeschluss spielte bei den Entschei-
dungen und Verhandlungsstrategien der
politischen und administrativen Leitung
der deutschen Delegation in Cancún kei-
ne oder zumindest keine merkliche Rolle.
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6. Der Stillstand der Runde

Der bisherige Verlauf der Doha-
Runde ist aus entwicklungspoli-
tischer Sicht insgesamt kritisch zu

bewerten. Begonnen hatte sie im zweiten
Anlauf mit einem Mandat, das weitge-
hend den Interessen der Industrieländer
entsprach, aber angeblich eine Entwick-
lungsrunde darstellen sollte. Um diesem
Anspruch wenigstens im Ansatz gerecht zu
werden, hätten die folgenden Punkte im
Mittelpunkt stehen müssen:

Die Vorzugsbehandlung für Entwick-
lungsländer hätte grundlegend um- und
ausgebaut werden müssen. Handelsmaß-
nahmen, auch Zölle, die transparent ent-
wicklungspolitischen Zielen, wie der Unter-
stützung neuer Sektoren oder dem Schutz
armer Produzentengruppen dienen, müss-
ten zugelassen werden. Wäre dieses Prin-
zip einmal anerkannt, hätte ein ernsthaf-
ter Dialog über die richtige Balance zwi-
schen politischem Gestaltungsspielraum
und wirtschaftspolitischer Stabilität begin-
nen können.

Der effektive Abbau aller handelsver-
zerrenden Agrarsubventionen in den Indus-
triestaaten innerhalb eines überschaubaren
Zeitraums wäre ein zweites wichtiges Ele-
ment. Dies betrifft insbesondere Agrarex-
portsubventionen einschließlich staatlich
verbilligter Kredite und kommerziell moti-
vierter Nahrungsmittelhilfe. Die internen
Subventionsprogramme der Industrielän-
der müssen auf nicht-handelsbezogene
Anliegen, wie die Entwicklung ländlicher
Räume und die Erhaltung von Kulturland-

schaften, zugeschnitten werden. Deshalb
bedarf es einer Klarstellung und Überprü-
fung der „green-box“-Kriterien, um der Pra-
xis der Industrieländer zu begegnen, die
unterschiedlichen Boxen als Verschiebe-
bahnhof für Subventionen zu nutzen.

Vor allem ist ein ausreichender Spiel-
raum für Entwicklungsländer zum Schutz
der kleinbäuerlichen Landwirtschaft aus
der Perspektive der Armutsbekämpfung
und Ernährungssicherung wichtiger als die
Frage des Zugangs zu den Märkten der
Industrieländer.

Die Überprüfung des GATS, vor allem
mit Blick auf seine entwicklungspolitischen
Implikationen, wäre von hoher Bedeutung,
zumal das GATS de facto auch ein Investi-
tionsabkommen ist. Für ein nachhaltiges
Investitionsregime sind die Freihandels-
regeln der WTO aber nicht angemessen.
Daher sollte sich die WTO auf die tatsäch-
lich grenzüberschreitend erbrachten Dienst-
leistungen beschränken. „Kommerzielle
Präsenz“, also Direktinvestitionen gerade
in Sektoren wie Bildung Gesundheit und
Wasserversorgung sowie „grenzüberschrei-
tender Verkehr natürlicher Personen“ müs-
sen umfassender geregelt werden, als dies
im Rahmen der WTO möglich ist.

Eine grundlegende Überprüfung des
TRIPS-Abkommen wäre dringend erforder-
lich, da der Schutz geistiger Eigentums-
rechte, und dem stimmen auch viele libe-
rale Ökonomen zu, in Handelsverträgen
eigentlich nichts zu suchen hat. Daher ist
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zumindest eine starke Flexibilisierung der
bestehenden Regeln geboten.

Der Vorrang multilateraler Umweltab-
kommen (MEAs) und menschenrechtlicher
Verpflichtungen vor Handelsregeln wäre
aus entwicklungspolitischer Sicht grund-
legend. Wichtig hierfür ist, das Vorsorge-
prinzip zu beachten und es zuzulassen,
dass Güter anhand ihrer Produktionsme-
thoden differenziert werden können. Letz-
teres muss dadurch gerechtfertigt sein,
dass durch die Handelsbeschränkungen
Ziele und Regeln von internationalen Um-
welt- und Menschenrechtsabkommen be-
fördert werden. Damit würde anerkannt,
dass internationaler Handel und Wirt-
schaftswachstum kein Selbstzweck sind,
sondern letztlich der menschlichen Ent-
wicklung dienen sollen.

Ein entsprechendes Verhandlungs-
mandat war für die Doha-Runde zu kei-
nem Zeitpunkt realistisch. Die Entwicklungs-
länder konnten allerdings zumindest in den
Bereichen Sonder- und Vorzugsbehand-
lung sowie Landwirtschaft einige nützliche
Ansatzpunkte unterbringen. Der Umwelt-
und Sozialagenda der Industriestaaten
standen sie dagegen ablehnend gegen-
über, gerade im Sozialbereich konnten sie
keine konstruktiven Alternativen bieten.
Insgesamt war das Doha-Mandat durch
die Liberalisierungsagenda von USA und
EU geprägt, die einen starken Zollabbau,
die Vertiefung und Erweiterung der Libera-
lisierungsregeln des GATS und vor allem
der Ausweitung der WTO-Regeln auf die
Singapur-Themen zum Ziel hatten. Nach
Doha konnte man also einen stark an der
Industrieländeragenda ausgerichteten Ver-
handlungsprozess und letztlich ein dazu
passendes Abkommen befürchten.

Der weitere Verhandlungsverlauf stellt
sich aber etwas differenzierter dar, der
Prozess entwickelte eine deutlich andere
Dynamik als in den vorangegangenen
Runden des GATT. Den Entwicklungslän-
dern gelang es, eine aktive Rolle zu spie-
len. Entscheidend ist dabei die koordi-
nierte Zusammenarbeit in unterschiedli-
chen Koalitionen. Der größte Erfolg, der

ihnen dadurch bislang beschieden war,
war allerdings ein defensiver. Drei der vier
Singapur-Themen wurden nach dem Kol-
laps der Verhandlungen in Cancún von der
Verhandlungsagenda genommen. Dane-
ben gelang es in Hongkong, wenn auch
weniger spektakulär, Mindestvorgaben für
die Liberalisierung in den GATS-Verhand-
lungen und einen „Notwendigkeitstest“ für
die Regulierung von Dienstleistungssekto-
ren zu verhindern.

In den Agrarverhandlungen erreichten
die Entwicklungsländer, dass die EU schon
vor Abschluss der Verhandlungen ein End-
datum für ihre Exportsubventionen zusa-
gen musste. Womöglich noch bedeuten-
der ist es, dass Ernährungssicherheit und
ländliche Entwicklung ausdrücklich aner-
kannt wurden und in den Regeln der WTO
berücksichtigt werden sollen. Konkret
schlägt sich dies in den Agrarverhandlun-
gen in den Konzepten der speziellen Pro-
dukte und des speziellen Schutzmecha-
nismus nieder, die zumindest grundsätz-
lich von allen WTO-Mitgliedern akzeptiert
werden. Schließlich wird auch mit Blick auf
den Subventions- und Zollabbau in Indus-
triestaaten in einem Ausmaß gesprochen,
das zu Beginn der Verhandlungen weni-
ge für realistisch gehalten hatten.

Den Entwicklungsländern ist es also im
Agrarbereich durchaus gelungen, eigene
Akzente zu setzen. Entgeht ihnen mit dem
Abbruch der Verhandlungen nun eine ech-
te Chance, das Welthandelssystem in ih-
rem Sinne zu reformieren? Sollten sie da-
her auf eine möglichst rasche Wiederauf-
nahme und den Abschluss der Verhand-
lungen drängen und gegebenenfalls wei-
tere Kompromisse eingehen? Die Antwort
auf diese Fragen ist eindeutig: ein Ab-
schluss zu den derzeitigen Bedingungen
wäre für die Entwicklungsländer insge-
samt, vor allem aber für Länder, die im
Agrarbereich weniger an Exportinteressen
als am Schutz ihrer Kleinbauern interessiert
sein müssen, ein schlechter Deal.

In den Agrarverhandlungen ist es sehr
unwahrscheinlich, dass sich Regeln zu
speziellen Produkten und einem speziel-
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len Schutzmechanismus durchsetzen las-
sen, die von Marktöffnung bedrohte Klein-
bauern effektiv schützen. Auch steht kein
wirklicher Abbau der handelsverzerren-
den Agrarsubventionen der Industrielän-
der auf der Verhandlungsagenda. Besten-
falls könnte das derzeitige, relativ niedri-
ge, Niveau als neue Obergrenze fest ge-
legt werden. Schwerer noch wiegt, dass
die Kriterien für die erlaubten green-box
Subventionen wohl weitgehend unverän-
dert bleiben würden, obwohl die han-
delsverzerrende Wirkung einiger erlaub-
ter Maßnahmen wie Investitionsbeihilfen
und Direktzahlungen an Agrarfabriken of-
fensichtlich sind. Die grundlegenden Pro-
bleme des Weltagrarhandels und des be-
stehenden Agrarabkommens würden also
nur ansatzweise verringert. Vielen Entwick-
lungsländern droht also die weitere Öff-
nung ihrer Märkte, wobei die Reichweite
der Schutzinstrumente für ihre  Kleinbau-
ern ungewiss bleibt und das Dumping der
Industrieländer fortgesetzt wird.

Am härtesten getroffen würde die Mehr-
zahl der Entwicklungsländer zweifellos
durch einen Abschluss der NAMA-Verhand-
lungen zum derzeitigen Stand. Die ange-
wandten Zölle auf viele Waren müssten ge-
senkt werden, das Gespenst der De-Indus-
trialisierung stände vor der Tür. Dazu wür-
den auch langfristig alle Entwicklungsstra-
tegien verbaut, die auf den zeitweisen
Schutz neuer Sektoren vor konkurrenzfähi-
gen Importen setzen. Von wenigen Ausnah-
men abgesehen, war dies ein zentraler Be-
standteil in den Strategien der heute indu-
strialisierten oder sich relativ erfolgreich
entwickelnden Länder. Eine Runde, die
„Nachzüglern“ diesen Weg verbauen wür-
de, wäre das Gegenteil einer Entwicklungs-
runde.

Das verweist auf das grundsätzliche
Problem der aktuellen Welthandelspoli-
tik. Sie zielt nach wie vor fast ausschließ-
lich auf weitere Liberalisierung, was den
wirtschaftspolitischen Spielraum der Re-
gierungen für eine nationale Wirtschafts-
politik, die auf Umwelt und Entwicklung
zielt, bis zur Handlungsunfähigkeit ein-
schränkt. Und in der WTO ist kein Rück-

wärtsgang eingebaut. Die Verhandlungs-
prozesse streben ständig gen Liberalisie-
rung und Deregulierung, eine Rückkehr zur
Regulierung im Interesse entwicklungs-
politischer Ziele ist nicht vorgesehen und
viele umweltpolitische Maßnahmen wer-
den zumindest stark behindert. Die Natio-
nalstaaten berauben sich ihrer politischen
Gestaltungsmöglichkeiten, was wiederum
bedenkliche Rückwirkungen auf demo-
kratische Entscheidungsprozesse zur Fol-
ge hat. Besonders deutlich wird dies si-
cherlich im Falle von Global Europe, der
neuen EU-Außenhandelsstrategie, die ex-
plizit darauf abzielt, Unternehmen (und
hier gerade auch nicht-europäische) an
den europäischen Gesetzgebungsverfah-
ren formell zu beteiligen.

Die neue EU-Handelsstrategie verweist
auch darauf, dass die WTO nur eine han-
delspolitische Stellschraube unter mehre-
ren ist. Zunehmend wichtiger werden bila-
terale und regionale Handelsverträge. Ein
Stillstand in den WTO-Verhandlungen be-
deutet noch keinen Stillstand in der globa-
len Handelspolitik. Beispielsweise hat die
EU bereits im April 2007 Anlauf genom-
men zu neuen bilateralen Verträgen mit In-
dien, Südkorea, Ländern der Assoziation
Südostasiatischer Nationen (ASEAN) sowie
Verhandlungen für Assozierungsabkom-
men mit den Andenstaaten und Zentral-
amerika beschlossen. Die Verhandlungen
zu Wirtschaftspartnerschaftsabkommen
(Economic Partnership Agreements, EPAs
mit den AKP-Ländern, den afrikanischen,
karibischen und pazifischen Staaten lau-
fen, wenn auch mit erheblichen Problemen
belastet, weiter. Die Gespräche über Frei-
handelsabkommen mit dem Mercosur
stocken zwar, könnten aber auch in abseh-
barer Zeit wieder Fahrt aufnehmen. Der
Zeitpunkt, zu dem Gespräche mit China
aufgenommen werden, ist vermutlich nicht
mehr allzu fern.

Diese Entwicklung war vorhersehbar.
Bereits unmittelbar nachdem die WTO-
Ministerkonferenz in Cancún am Wider-
stand der Entwicklungsländer gegen die
Verhandlung der neuen Themen geschei-
tert war, drohten sowohl die USA als auch
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die EU, nun verstärkt auf der bilateralen
Ebene vorzugehen. Dabei erweckten sie
bei vielen Beobachtern den Eindruck, als
ob die Entwicklungsländer eine Wahl hät-
ten, entweder auf der multilateralen Ebe-
ne der WTO oder in bilateralen Verhand-
lungsprozessen auf die Interessen der
Großen einzugehen.

In der Realität gibt es diese Wahlmög-
lichkeit für die meisten Entwicklungslän-
der nicht. Vielmehr ist zu beobachten, dass
beide Wege, der multilaterale wie der bi-
laterale, sich gegenseitig verstärken. Bi-
laterale Verhandlungen zielen notwendig
immer über das Maß an Liberalisierung
hinaus, das in der WTO bereits festge-
schrieben ist. Das macht aus der Logik
einer permanenten Liberalisierung auch
durchaus Sinn: hinter den Status in der
WTO „zurückzufallen“, wäre nicht WTO-
konform, diesen Status noch einmal zu
vereinbaren, in der Freihandelslogik of-
fensichtlich unsinnig. Von daher sind bi-
laterale Freihandelsabkommen immer
WTOplus. Viele WTOplus-Abkommen
dezimieren logischerweise die Zahl der-
jenigen, die sich dagegen wenden, ent-
sprechende Vereinbarungen zu verallge-
meinern und auf der multilateralen Ebe-
ne in der WTO zu verankern. Gleichzeitig

bilden die multilateralen Vereinbarungen
in der WTO aber den Sockel und damit
den Ausgangspunkt für bilaterale Ver-
handlungen. Insofern schieben diese bei-
den Ebenen sich quasi gegenseitig an.

Mit Blick auf einen gerechten Welthan-
del ist die Frage, ob die multilaterale WTO
oder bilaterale Freihandelsabkommen ein
günstigeres Forum darstellen, somit von
nachrangiger Bedeutung. Das eigentliche
Problem liegt in einer neoliberalen Han-
delspolitik, die die politische Gestaltungs-
macht des Staates tendenziell aufzugeben
droht und allzu schnell geneigt ist, umwelt-
und entwicklungspolitisch sinnvolle Maß-
nahmen als Handelshemmnis zu interpre-
tieren und in der Folge zu eliminieren.

Genau diese Tendenz gilt es zu über-
winden, so dass internationale Handels-
politik zu einem Instrument für globale
Gerechtigkeit wird, das insbesondere den
Armen zu ihrem Recht verhilft. Soll die
WTO hierbei eine konstruktive Rolle spie-
len, muss die „Auszeit“ in der Doha-Run-
de zu einer grundlegenden Neuorientie-
rung der multilateralen Handelsregeln
genutzt werden. Ohne einen erheblich ver-
stärkten Druck durch die Zivilgesellschaft
wird dies jedoch kaum der Fall sein.
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AoA Agreement on Agriculture, Agarabkommen (ein Unterab-
kommen des GATT) 

 
Doha-Runde laufende Verhandlungsrunde in der WTO, seit 2001 
 
DSU Dispute Settlement Understanding, Streitschlichtungsver-

fahren 
 
GATT General Agreement on Tariffs and Trade, Allgemeines 

Zoll- und Handelsabkommen 
 
GATS General Agreement on Trade in Services, Allgemeines 

Abkommen über den Handel mit Dienstleistungen 
 
General Council Allgemeiner Rat der WTO (höchstes Entscheidungsgremi-

um zwischen den Ministerkonferenzen) 
 
Green-Room-Sitzungen geheime und geschlossene Verhandlungen ausgewählter 

WTO-Mitglieder 
 
Juli-Paket Beschlusspaket der WTO-Mitglieder vom Juli 2004 
 
LDC Least Developed Countries, am wenigsten entwickelte 

Länder 
 
MEAs Multilateral Environmental Agreements, Multilaterale 

Umweltabkommen 
 
NAMA Non-Agricultural Market Access, nicht-landwirtschaftlicher

Marktzugang (Liberalisierung des Handels mit Industrie-
gütern einschließlich Produkten aus Forstwirtschaft und 
Fischerei) 

 
Neue Themen Singapur Issues 
 
Schweizer Formel Formel zur Zollreduktion bei den NAMA-Verhandlungen 
 
Singapur Issues Verhandlungen über die Liberalisierung von Investitions-

regeln, des Wettbewerbsrechts, der Regeln für das öffent-
liche Beschaffungswesen und administrativen Handels-
erleichterungen 

 
TRIPS Trade Related Aspects of Intellectual Property Rights, 

Abkommen über handelsbezogene Aspekte von Rechten 
an geistigem Eigentum 

 
Uruguay-Runde GATT-Verhandlungen, die zur Gründung der WTO 

führten, 1986 - 2004 
 
WTO World Trade Organisation, Welthandelsorganisation 
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